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Krieg oder Frieden: Warum ? 


Mumia Abu-Jamal: Die Vorgeschichte der Anschläge von 
New York und Washington wird verschwiegen 


Wir dokumentieren drei Artikel von Mu- 
mia Abu-Jamal, die alle in der jungenWelt 
erschienen sind. Übersetzer aller drei Arti- 
kel: Jürgen Heiser. 


Die Stimme der Anruferin klang herzerwei- 
chend traurig, als sie den sprachlosen Mo- 
derator der Talkshow anflehte, ihr doch bit- 
te zu sagen, „warum uns diese Leute so sehr 
hassen, warum?“ In ihrer Frage, die nicht re- 
präsentativ ist für das, was die Medien in die- 
sen Tagen verbreiten, spiegelt sich das Den- 
ken von Millionen Amerikanern wieder, die 
auf die Trümmer des World Trade Centers 
schauen, vom kalten Grausen gepackt wer- 
den und sich fragen: „Warum?“ Dies ist ei- 
ne typisch amerikanische Reaktion, typisch 


3.500 Menschen betei- ein. 
ligten sich an der De- fga 
monstration am 29.9. in P 
Berlin, zu der Migrantin- 
nen-Ürganisationen und 
antirassistische fnitiati- 

ven aufgerufen hatten 

unter dem Motto: „Asyl- 

recht ist Menschenrecht# 

und kein Privileg!” , 


für eine Kultur, die kein Gestern kennt, nur 
das Morgen ihrer leiblichen Genüsse, ihrer 
fettarmen Eiscreme und schillernden Luxus- 
wagen. Für viele Amerikaner stehen John 
Wayne oder die Gründungsväter, die angeb- 
lich makellos und ohne Tadel waren, für die 
amerikanische Geschichte. Die Welt außer- 
halb der USA ist nur von Belang, solange das 
Empire sie sich zum Objekt macht, und des- 
halb ist sie eigentlich überflüssig. Die Ge- 
schichte anderer Völker, obwohl zutiefst mit 
den USA verwoben, hat keinen ernsthaften 
Einfluss auf Amerika. Deshalb die Frage: 
„Warum?“ Diese fast halsstarrige Ignoranz 
vieler Amerikaner erlaubt es ihnen, ihren 
Blick auf das angegriffene Kriegsschiff U.S.S. 
Cole und die am 11. September in das World 
Trade Center stürzenden Flugzeuge 
zu richten und zu fragen: „Warum?“ 
Jene Leserinnen und Leser, die nicht 
wirklich eine Antwort auf diese rhe- 
torische Frage hören wollen, soll- 
ten einfach weiterblättern, denn 
; die Antwort des Verfassers wird 
; niemand wirklich gefallen. 

Die Bombardierung des Welt- 
handelszentrums und des Penta- 
B gon durch die in Explosivwaf- 
í, fen verwandelten Flugzeuge hat 
4 nicht erst am 11. September 
2001 begonnen, und sie ist 
auch nicht, wie einige Politi- 
ker zungenfertig erklären, 
„ein Krieg gegen die Zivili- 
sation“ Politiker wollen 
nicht wirklich informieren. 
. Das ist eigentlich die Auf- 


> ` , ; gabe der Medien, aber de- 


; nen geht es nur ums Ver- 
«s kaufen, und deshalb wol- 
sà# len sie niemanden beun- 
## — ruhigen. Sie fühlen sich 
A nichtin erster Linie ihren 
. Lesern oder Zuschau- 
A ern, sondern ihren Ei- 
É gentümern und Ak- 
tionären gegenüber 
į verantwortlich. Und 
a es ist im Interesse des 
‚Bild: indymedia militärisch-industri- 
Gi ellen Komplexes, 


Nach Online-Demonstration gegen 
www.lufthansa.com: 


Polizeirazzia bei 


Abschiebe- 
gegnerInnen 


Beamte der politischen Polizei brachen 
heute morgen (17.10.) in Frankfurt a.M. 
die Büroräume der Initiative Libertad! 
auf und beschlagnahmten sämtliche 
Computer sowie zahlreiche Festplatten, 
CD’s und Dokumente. Ebenfalls durch- 
sucht wurde die Wohngemeinschaft des 
Verantwortlichen der von der Gruppe 
betriebenen Internetdomains libertad.de 
und sooderso.de. Auch hier nahmen die 
Beamten sechs Computer sowie über 
hundert CDs mit. 

Hintergrund ist eine Online-Demon- 
stration, zu der die Initiative Libertad! 
am 20. Juni diesen Jahres aufgerufen 


hatte, um gegen Abschiebungen mit der 
Deutschen Lufthansa AG zu protestie- 
ren. Laut Durchsuchungsbeschluss des 
Amtsgerichts Frankfurt beteiligten sich 
am 20. Juni 13.614 Menschen an der In- 
ternet-Aktion. 

Weil der Lufthansa durch die über 1,2 
Millionen Seitenaufrufe nicht näher 
ausgewiesener wirtschaftlicher Schaden 
entstanden sei, wertet die Polizei die On- 
line-Aktion als „Nötigung“ und die Er- 
klärung, mit der 150 Menschenrechts- 
gruppen und Flüchtlingsräten zu dem 
Protest aufgerufen hatten, als „Anstif- 
tung zu Straftaten”. 

„Das ist ein Angriff auf die Demon- 
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strationsfreiheit", erklärte heute morgen 
Anne Morell, die die Online-Demo schon 
am 10. Mai 2001 beim Ordnungsamt 
Köln ordnungsgemäß angemeldet hatte. 
„Es ist skandalös, dass 13 000 Demon- 
strantInnen zu Kriminellen gestempelt 
werden, während gleichzeitig ein Unter- 
nehmen, das aus Abschiebungen Profit 
schlägt, im Internet ihren Geschäften 
nachgehen kann“, empört sich die Onli- 
ne-Aktivistin. 

Bei den Durchsuchungen entstand er- 
heblicher Sachschaden. Im Frankfurter 
Dritte-Welt-Haus, in dem sich neben den 
Büroräumen von Libertad! Auch Räume 
von amnesty international und zahlrei- 
cher Initiativen befinden, wurden sämt- 
liche Türen aufgebrochen. Obwohl der 
Betreiber von libertad.de die Beamten 
darauf hingewiesen hatte, wurde der 
Vorstand des Dritte-Welt-Hauses nicht 
informiert. 

Stattdessen zogen es die Beamten vor, 
die Eingangstür einzuschlagen. Entge- 
gen dem Durchsuchungsbeschluss 
ließen sich die Beamten auch durch her- 
beigeeilte Vorstandsmitglieder nicht da- 
von abbringen, die Räume der übrigen 
Initiativen ebenfalls zu durchkämmen. 

Die seit 1993 bestehende Initiative Li- 
bertad!, die sich für politische Gefange- 
ne einsetzt, sieht ihre Arbeit durch die 
Beschlagnahmung von zehn Computern 
und wichtiger Unterlagen stark beein- 
trächtigt. Auf der Homepage der Onli- 
ne-DemonstratInnen  http://go.to/onli- 
ne-demo unterdessen ist ein Software- 
Bausatz für Online-Demonstrationen ins 
Netz gestellt worden. „Wir hoffen, dass 
eProtest im Zeitalter von eCommerce 
Schule macht“, erklärte Anne Morell, 
„und wir rufen alle DemokratInnen und 
AbschiebegegnerInnen dazu auf, online 
und offline gegen diese kleingeistige Po- 
lizeistaatsmentalität zu protestieren.“ 
Für Libertad! 

Sven Maier 
Tel: 0177 - 5029083 
Email: online-demo@gm«.net 


Fachschaft Sozialarbeit der Fach- 
hochschule Frankfurt 


Erklärung zur Polizeirazzia 
bei Frankfurter 
Abschiebegegnern 


Die deutsche Lufthansa AG wickelt jähr- 
lich etwa ein Drittel der insgesamt über 
30.000 Abschiebungen ab. In Lufthan- 
samaschinen kamen dabei bereits zwei 
Flüchtlinge wegen brutaler Behandlung 
durch den Bundesgrenzschutz ums Le- 
ben. Gegen das Abschiebegeschäft der 
Lufthansa fand weltweit ab 20. Juni 
2001 eine online-Demonstration statt. 
Initiiert wurde sie von der Ban | ka 


Zehntausende beteiligten sich am , Aktionstag gegen i Krieg und Rassismus am 29. Sep- 
tember in den USA mit einer Großdemonstration in Washington und weiteren Demon- 
strationen in San Francisco und vielen anderen Orten. Auch am 7. und 8. Oktober fan- 


dass Millionen Menschen uninformiert blei- 
ben und desinformiert werden. 

Die Vorgeschichte der Selbstmordflüge ge- 
gen New York, Washington und Pennsylva- 
nia begann in den Bergregionen Afghanist- 
ans während des zehnjährigen Guerillakrie- 
ges gegen die frühere Sowjetunion. Die CIA 
unterstützte diesen Krieg durch Waffen und 
Milliarden von Dollar, die in den antiso- 
wjetischen Aufstand gepumpt wurden. Das 
Ergebnis? Ein algerischer Soziologe sagte es 
einem amerikanischen Journalisten in Al- 


Ein Leserbrief von 
Rolf Heißler 


Wir drucken einen Leserbrief von Rolf 


Heißler, Gefangener aus der RAF, an den 


Spiegel ab. Den Leserbrief hat der Spiegel 
nicht abgedruckt. Der „Experte“ Boock ist 
ein Kronzeuge, der auch nach seiner Haft- 
entlassung im Interesse des Staatsschutzes 
weiter gegen die militante Linke hetzt. In 


dem fraglichen Artikel behauptet er, dass 


Mitglieder der RAF schon Anfang 1975 in 
‚der VR Jemen gewesen sein sollen. Weiter- 
hin denunziert er neben den palästinensi- 
schen GenossInnen die damaligen Staaten 
Südjemen und die Sowjetunion. | 

Verantwortlich für die Anschläge vom 11. 9 

ist für Boock nicht allein Osama 
Bin Laden und Palästina, sondern © 

auch ein. oder mehrere Staaten. Da- 
mit gibt er mehrere Länder - im Jar- 
gon der USA „Schurkenstaaten“ - 
zum Abschuss frei. Rolfs Leserbrief 
ist vor der Bombardierung Afgha 
nistans verfasst: worden. 


rolf heißler 
betr.: leserbrief zu  . 
„notfalls erschießen / wie mitglie- . 
der der roten armee fraktion im 38 


gier: „Ihre Regierung hat sich daran betei- 
ligt, ein Ungeheuer zu schaffen.“ Der Sozio- 
loge fuhr fort: „Und nun hat es sich gegen 
Sie und die ganze Welt gewendet - 16 000 
Araber wurden in Afghanistan trainiert und 
verwandelten sich dort in wahre Kampfma- 
schinen.“ 

Ein US-Diplomat in Pakistan, der diese 
Einschätzung teilt, wurde in derselben Zei- 
tung zitiert: „Diese Ereignisse sind eine tra- 
gische Bestätigung des Ausspruchs, dass Ge- 
walt immer aufihre Urheber zurückfällt. Man 


südjemen für terroranschläge und flug- 


zeugentführungen trainiert wurden.“ 


von peter-jürgen boock im ee nr. 
38/01 


da der „experte“ boock den boden der de- 
mokratischen volksrepublik jemen nach- 


weislich erstmals im sommer des jahres 


1976 betreten hat, basiert sein auf die vor- 
bereitung des nächsten völkerrechtswidri- 


gen aggressionskriegs des imperialisti- 
schen staatensystems orientierender arti- 


kel nicht auf eigenem erleben und wissen, 
-sondern stellt sich lediglich die frage, 


welche staatsschutzbehörde für hn die fe- 
- der geführt hat. 


(rolf heißler) 


: mitgliei der af 


Rolf wird Ende Oktober 
aus dem Knast entlas- 
‚sen. Er war im Juni 
.1979 festgenommen 
worden, d.h. er war ins- 
i gesamt 22 Jahre und 
. vier Monate inhaftiert. 
‚Inden 70er-Jahren saß 
-er auch schon einmal 3 
3/4 Jahre im Knast, bis 
er Anfang 1975 von der 
„Bewegung 2. Juni” be- 
g freit worden war. 


den zahlreiche Demonstrationen und Kundgebungen statt. (Links: New York, Mitte: Ber- 
keley. Rechts: Verbrennung einer US-Flagge. Die Initiative International Answer (s. Al 
250) ruft für den 27. Oktober zu US- bzw. weltweiten Aktionen gegen den Krieg auf. 


kann nicht Milliarden von Dollars in einen 
antikommunistischen „Heiligen Krieg“ pum- 
pen und es dulden, dass Kämpfer aus aller 
Welt sich dort beteiligen, und dann die Kon- 
sequenzen außer Achtlassen. Aber genau das 
haben wir getan. Wir wollten Afghanistan 
nicht Frieden bringen, sondern die Kommu- 
nisten töten und die Russen aus dem Land 
vertreiben.“ 

Wie haben die Afghanis in diesem armen 
und vom Krieg zerstörten Land wohl die ge- 
lieferten Waffen bezahlt? Kaum jemand 
weiß, dass Afghanistan der größte Heroin- 
produzent der Welt ist. Da es den afghani- 
schen Mujaheddin an harter Währung fehlt, 
haben sie die Waffen bei ihren Lieferanten 
von der CIA mit Heroin bezahlt. Auf diese 
Weise ist der Heroinring „Golden Crescent“ 
(Goldener Halbmond) entstanden. Als man 
die Sowjets endlich vertrieben und den Krieg 
beendet hatte, sahen sich die Aufständischen 
um und mussten feststellen, dass sie es nicht 
mehr mit einer Vorherrschaft der Sowjetuni- 
on, sondern der USA in der Region zu tun 
hatten. Sie sahen die Präsenz des US-Militärs 
an den Heiligen Stätten des Islam in Saudi- 
Arabien und wie es undemokratischen Va- 
sallenstaaten den Rücken stärkte. Sie mus- 
sten zusehen, wie das US-Militär den Irak 
verwüstete und einseitig den Staat Israel zum 
Nachteil des besetzten Palästina unterstütz- 
te. Sie analysierten also die US-Politik und 
stellten fest, dass die Vereinigten Staaten 
ähnliche imperialistische Bestrebungen ha- 
ben wie die Sowjetunion. 

In Afghanistan, einem der ärmsten und 
zerklüftetsten Flecken dieser Erde, haben 
Männer eine Lebenserwartung von 46 und 
Frauen von 45 Jahren. Nur 29 Prozent der 
Einwohner können lesen und schreiben. Af- 
ghanistan schaut auf den maßlosen Reich- 
tum des amerikanischen Empires und dessen 
globale Ausdehnung, und Zorn wallt auf. 
Diese nationalen, kulturellen, religiösen und 
Klassenunterschiede nähren einen tiefen und 


beständigen Hass gegen die amerikanische _ 


Dominanz. Die islamische Welt hatte seitdem 


Fall des Osmanischen Reiches im Jahr 1922 
und der kolonialen Ära der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts viele Demütigungen zu er- 
leiden. Menschen, die gedemütigt werden, 
können große Triebkräfte entwickeln. 

Diese Hintergründe dürfen nicht auf die 
leichte Schulter genommen werden. Afgha- 
nistan wird sich als ein weiterer Wendepunkt 
in der Weltgeschichte erweisen, deshalb 
müssen wir daraus lernen. 

Mumia Abu-Jamal 
JungeWelt, 29./30. September 


Vergessene 
CIA-Aktivitäten 


Warum die USA vom Staatsterrorismus 
schweigen, wenn sie vom Terrorismus 
reden 


In der Folge des 11. September 2001 hat das 
Wort „Terrorismus“ für sehr viele Amerika- 
ner eine ganz neue Bedeutung erhalten. Das 
Wort steht jetzt für das Bild von den beiden 
zerstörten Türmen des World Trade Centers 
im Zentrum von Manhattan oder die zu- 
sammengebrochene Fassade des Pentagons 
in Washington oder gar den rauchenden Erd- 
krater im Südwesten Pennsylvanias. 

Die Menschen, die diese Bilder vor Augen 
haben, denken dabei an die Tausenden, die 
aus Dutzenden von Ländern stammten, die 
dabei ihr Leben verloren, als diese Gebäude 
zerstört und dem Erdboden gleichgemacht 
wurden. Aber, um bei der Wahrheit zu blei- 
ben, in diese Gedanken sind meist nur Ame- 
rikaner eingeschlossen. Wenn ein Flugzeug 
im fernen Südchinesischen Meer Triebwerk- 
sprobleme hat und in die See stürzt, dann 
sind die Reporter schnell bei der Hand und 
berichten „Die Maschine des Fluges 202 der 
PanAm mit Ziel Hongkong ist heute über dem 
Südchinesischen Meer abgestürzt. An Bord 
waren 15 Amerikaner.“ In diesen üblichen 
Nachrichten geht man davon aus, dass Men- 


bertad! und der Initiative Kein Mensch 
ist illegal. Wir haben diese Demonstra- 
tion unterstützt und dafür mobilisiert. 
Wir haben die Protest-Software herun- 
tergeladen und sie am 20. Juni um 10 
Uhr gestartet, um den Verantwortlichen 
zu zeigen, dass der Protest gegen Ab- 
schiebungen sehr breit ist und um die 
Verantwortlichen aufzufordern, aus dem 
Abschiebegeschäft sofort auszusteigen. 

Dies war nicht die erste Blockade, an 
der sich Mitglieder der Fachschaft Sozi- 
alarbeit beteiligten. Auch mit der Teil- 
nahme an - bisher noch nicht virtuellen. 
- Blockaden der Castor-Transporte 
schaffen wir Öffentlichkeit, treiben die 
Kosten hoch, um die Verantwortlichen 
zum sofortigen Atomausstieg zu bewe- 
gen. 

Die online-Demonstration gegen das 
Abschiebegeschäft mit über 13.000 Teil- 
nehmerinnen und Teilnehmern war ein 
großer Erfolg. 1,2 Millionen Zugriffe auf 
die Lufthansa-Seiten gab es während der 
Aktion. Darüber freuen wir uns ebenso 
wie über die nach der online-Demon- 
stration erfolgte Erklärung der rumäni- 
schen Airline Tarom, zukünftig keine 


-Dringender Aufruf: Libertad! 


braucht Unterstützung! 


Wir bitten dringend. um Sachspenden | 
(Computer, ..) e 

‚sowie Geld auf folgendes Koata: . 
Förderverein Libertad! ee 
- Konto: 20215810 Ökobank. 

BLZ: Sa Verwendungs- 
zweck” "Razzia" no PASARAN I r 


Charterabschiebungen mehr durchzu- 
führen. 

Vier Monate nach der Demonstration 
gab es am 17.10.2001 Polizeirazzien in 
Räumlichkeiten der Kampagne Libertad! 
und einer Wohngemeinschaft. Außer- 
dem wurden Räume im Frankfurter Drit- 
te-Welt-Haus aufgebrochen und durch- 
sucht. Anstatt sich der modernen Com- 
putertechnik zu bedienen und Festplat- 
ten zu spiegeln, wurden Computer be- 
schlagnahmt, um den Aktivistinnen und 
Aktivisten die Arbeitsgrundlage zu ent- 
ziehen. 

Wir verurteilen diesen Angriff gegen 
Libertad!, Kein Mensch ist illegal und das 
Frankfurter Dritte-Welt-Haus. Wir for- 
dern die sofortige Herausgabe aller be- 
schlagnahmten Gegenstände. Wir wer- 
den an der Fachhochschule Frankfurt 
über das laufende Ermittlungsverfahren 
Öffentlichkeit schaffen und weiterhin 
offensiv gegen die deportation.class der 
Lufthansa AG protestieren. 

18.10.2001, 

Fachschaft Sozialarbeit der Fachhoch- 
schule Frankfurt am Main, 
Nibelungenplatz 1, 60318 Frankfurt am 
Mainssozial@fbs.fh-frankfurt.de 


schen anderer Nationalität von geringerem 
Rang sind: Sie haben keine wirkliche Be- 
deutung. 

In der Tat kann man die Ereignisse vom 11. 
September in diesem Licht betrachten. Vor- 
ausgesetzt, man stellt wirklich fest, dass die 
Angriffe dieses Tages von Terroristen ausge- 
führt wurden, die zu Organisationen aus dem 
Nahen Osten gehören, dann werden immer 
noch viele Leute eine andere Art des Terro- 
rismus leugnen. Dieser richtet sich gegen die 
Armen und Machtlosen vieler Nationen. Die- 


ser Terrorismus tötet, verstümmelt, foltert 
und vernichtet jedes Jahr Tausende Men- 
schen. 

Das Gespenst, das hier umgeht, ist der 
Staatsterrorismus. 

Soll niemand glauben, dass dazu Aufma- 
cherartikel in der Tagespresse veröffentlicht 
werden oder in den Abendnachrichten dar- 
über etwas zu hören sein wird. Man muss 
lange suchen, bis man dazu etwas in den Me- 
dien findet. Interessant sind in diesem Zu- 
sammenhang die Äußerungen von John 
Stockwell, der früher die CIA-Niederlassung 
in Angola geleitet hat. Er sieht seine Arbeit, 
die er früher für die US-Regierung in Über- 
see verrichtete, als Unterstützung des Terro- 
rismus an. Er schaut zurück in die Zeit, als 
ein Mann namens Bush Chef der CIA war: 

„CIA-Direktor George Bush arbeitete an- 
geblich daran, die früheren OPMONGOOSE- 
Agenten davon zu überzeugen, sich außer- 
halb der USA zu reorganisieren. Im Juni 1976 
gingen sie in die Dominikanische Republik 
und gründeten CORU, eine konterrevolu- 
tionäre Gruppe. Am 26. Oktober 1976 ver- 
übten sie einen Bombenanschlag auf ein 
Flugzeug, das in Barbados startete, wobei 73 
Passagiere in einem rohen Akt des Terroris- 
mus ums Leben kamen. Luis Posada Carril- 
les und Orlando Bosch wurden wegen dieses 
Anschlags in Venezuela verhaftet. Es gibt Be- 
weise dafür, dass Mitglieder derselben Grup- 
pierung aus CIA-Agenten und Exilkubanern 
1963 an der Ermordung von John F. Kenne- 
dy beteiligt waren. Wir wissen auch, dass 
Carrilles in den 80er Jahren mit Hilfe des 
Contra-Programms der CIA aus dem Ge- 
fängnis in Venezuela herausgeholt wurde. 
Sie ließen ihn dann für Felix Rodriguez ar- 


beiten, der als Verbindungsmann des dama- 
ligen Vizepräsidenten unter Bush fungierte. 
Gegenüber der Presse erklärte Rodriguez: 
„Wir brauchten ihn.“ Er bezog sich auf Car- 
rilles, den terroristischen Bombenleger, der 
für den Absturz des Flugzeugs verantwort- 
lich war.“ (Aus: The Praetorian Guard: The 
U.S. Role in the New World Order, Boston 
1991) 

Dies sind die Worte eines Mannes, der über 
ein Jahrzehnt für die CIA gearbeitet hat und 
während der Ära Kissinger vorübergehend 
auch für einen Ausschuss des Nationalen Si- 
cherheitsrates tätig war. Auch wenn Aussa- 
gen über seine Tätigkeit vor einer Veröffent- 


 Kontaktsperre über politische 


Gefangene verhängt 

Nach den Angriffen gegen das WTC / Pen- 
_ tagon am 11. Sept. wurden in den USA die 
_ politischen Gefangenen / Kriegsgefange- 
nen, u.a. Philip Berrigan, Sundiata Acoli, 
< Carlos Alberto Torres, Richard Williams, 
Jose Solís, Antonio Camacho Negron, 
- Juan Segarra Palmer, Tom Manning, Ma- 
_ rilyn Buck, Kojo Bomani Sababu, Haydee 
_ Beltran und Larry Giddings, in Isolations- 
` haft verlegt und gegen sie eine Ko- 
_ taktsperre verhängt. 

Je nach Gefängnis und danach, nach 
‚ welchem Gefangener gefragt wurde, fie- 
_ len die Antworten der Gefängnisleitung 
_ auf Nachfragen für den Grund dieser Maß- 
_ nahme unterschiedlich aus. Einige sagten, 
es sei, weil sie wegen Sprengstoffdelikten 
_ inhaftiert worden sind. Andere behaupte- 
ten, es sei für die eigene Sicherheit. 
Manche, wie Marilyn Buck und Tom 
` Manning, wurden angeblich wegen lau- 
_fender „Untersuchungen“ isoliert, obwohl 
_ beide seit über 20 Jahren inhaftiert sind. 


Muslimen im Allgemeinen wurden von der 
Maßnahmen betroffen und werden in Ge- 
fängnissen wie Lewisburg und Leaven- 
worth immer noch festgehalten. 

Mittlerweile ist bekannt, dass bei Philip 
Berrigan, Larry Giddings und Marilyn 
Buck die Isolationshaft aufgehoben wur- 
de und dass sich bei Sundiata Acoli, Car- 
los Alberto Torres und Kojo Bomani Sab- 
abu nichts geändert hat. 

Marilyn Buck, die am 24. Sept. in den 
offenen Strafvollzug zurückverlegt wur- 
de, berichtet: „Ich wurde am Morgen des 
11. in Einzelhaft verlegt. Erst am folgen- 
den Montag aber wurde eine Nachrich- 
tensperre verhängt. Meine Haft war ein 
„Wach auf“-Ruf, nicht zu vergessen, wie 
prekär unsere Lage ist, jeder Zeit zuneh- 
mender Repression ausgesetzt zu werden, 
je nach Laune des Staates. In der Isolati- 
onshaft machte ich mir Gedanken über das 
Kleingedruckte in den verschiedenen Ge- 
setzen, die in den letzten Jahren verab- 
schieden wurden, u.a. das Anti-Terror-Ge- 
setz von 1996. Erst am 24. September kam 
ich wieder raus. Ich war froh, frische Luft 
zu atmen. Und ich habe Glück gehabt. Ich 
hoffe, dass alles getan wird, um die Rück- 


verlegung der anderen GenossInnen, wel- 
che immer noch in Isolationshaft und / 
oder ohne Kontakt zur Außenwelt sind, in 
den offenen Strafvollzug zu erreichen. 

Ich war nie zuvor ohne Außenkontakt. 
Eine neue, albtraumhafte Erfahrung. Mir 
ist klar, dass ich zu den Glücklicheren 
gehöre, ich bin am Leben und relativ ge- 
sund. Älter und weniger resistent, aber re- | 
sistent genug. Wenig Schlaf oder Friede in 
Segregation. Ich habe eine Woche ge- 
braucht, aber ich bin wieder da.“ 

Die Jericho-Bewegung für die Freilas- 
sung der politischen Gefangene ruft dazu 
auf, Protestfaxe an den Justizministerund 
die Leiterin der Gefängnisbehörde gegen 
die anhaltenden Isolationshaft der politi- 
schen Gefangene und Kriegsgefangene zu 
schicken. www.thejerichomovement.com 


Attorney General John Ashcroft 
E-mail: AskDOJ@usdoi.gov 
FAX: 001-202-514-5331 


Kathleen Hawk Sawyer 

Director, Federal Bureau of Prisons 
E-mail: AskDOJ@usdoi.gov 

FAX: 001-202-514-6620 
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lichung zunächst von Zensoren der CIA ge- 
säubert wurden, spricht seine Sicht über die 
Art und Weise, wie die CIA US-Regierungs- 
politik gemacht hat, Bände: 

„Zusammenfassend kann ich sagen, dass 
die CIA in über 20 Ländern funktionierende 
konstitutionelle Demokratien gestürzt hat. 
Sie hat in Dutzenden von Staaten Wahlen 
manipuliert. Sie hat stehende Heere ge- 
schaffen und in den Kampf geschickt. Die 
CIA hat ethnische Minderheiten organisiert 
und sie dazu ermutigt, in zahlreichen Kri- 
sengebieten zu revoltieren.“ 

Mit Blick auf die Auslandsaktivitäten der 
CIA in Asien, Afrika und Lateinamerika wagt 
dieser frühere Gebietsleiter der CIA eine Ein- 
schätzung, wie viele Menschen in der ganzen 
Welt „nicht gestorben wären, wenn die CIA 
nicht amerikanische Steuergelder dazu ver- 
wendet hätte, Spannungen zu schüren, ver- 
deckte politische und militärische Aktivitä- 
ten zu finanzieren und ganze Gesellschaften 
zu destabilisieren“. „Sechs Millionen Men- 
schen“, sagt er, „und dies ist nur eine vor- 
sichtige Schätzung“. 

Sind in Afghanistan trainierte Rebellen aus 
verschiedenen Staaten des Nahen Ostens 
verantwortlich für die Anschläge des 11. Sep- 
tember 2001? Wer hat sie mit Waffen aus- 
gerüstet? Wer hat sie trainiert? Wer hat sie 
auf die Welt losgelassen? Sie haben mit ih- 
rer tödlichen Kompetenz gezeigt, wie die 
amerikanischen Steuergelder in der Praxis 
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(Bild: Indymedia) 


Am 13. Oktober demonstrierten in zahlreichen Ländern Euro- 
pas und der Welt Hunderttausende gegen die Bombardierung 
Afghanistans, allein in Italien zwischen 100.000 und 200.000. 


eingesetzt werden. 

Nordamerikaner meinen nur eine be- 
stimmte Sache, wenn sie vom Terrorismus 
reden. Südamerikaner aus Peru, Kolumbien, 
Nikaragua, Uruguay, Brasilien, Kuba, El Sal- 
vador, Chile etc. denken dabei an etwas an- 
deres - ebenso wie die Völker Indonesiens, 
Südafrikas, Angolas, Ägyptens, der besetz- 
ten Gebiete Palästinas, Vietnams, Laos’, 
Kambodschas und vieler anderer Länder. 
Mumia Abu-Jamal 
JungeWelt, 6./7. Oktober 


Kriege ohne 
Ende. Amen 


Während Soldaten und Zivilisten 
ihr Leben verlieren, boomen viele 
Wirtschaftszweige 


„Jeder weiß, dass Politiker routinemäßig zu 
Übertreibungen und Verzerrungen neigen und 
dass sie Versprechen abgeben, von denen sie 
selber nur zu gut wissen, dass sie diese nicht 
halten können. Woodrow Wilson versprach 
1912 in seinem Präsidentschaftswahlkampf, 
die USA aus dem Ersten Weltkrieg herauszu- 
halten. Franklin Delano Roosevelt war 1940 
während seines Wahlkampfes vorsichtig ge- 
nug, nicht den Verdacht aufkommen zu las- 
sen, als wollte er sein Land auf der Seite der 
æ Briten in den Zweiten 
= Weltkrieg führen. Lyndon 
® Johnson versprach 1964, 
dass in Vietnam keine 
American Boys sterben 
| würden. Waren sie erst 
a gewählt, dann führten al- 
f le diese Präsidenten die 
USA in Kriege, in denen 
«© Hunderttausende junger 
x amerikanischer Soldaten 
i starben.“ 
John Stockwell, 
The Praetorian Guard, 
Boston 1991 


Indem die Regierung un- 
ter George W. Bush öf- 
< Tentlich erklärt, dass der 
| „Krieg gegen den Terro- 
į rismus“ ein „open end“ 
haben werde, treten wir 
i in den USA in einen lan- 
gen, repressiven Kriegs- 
$ zyklus ein. Dahinter steht 
| eine Haltung, die sugge- 
\ riert, dass die Geschichte 
i der USA als zyklisch an- 
gesehen werden könnte, 
in der sich Perioden un- 
sicheren Friedens mit de- 
nen heißer Kriege abge- 
wechselt haben. 

Kriege unterliegen ge- 
nau wie andere Bereich 
menschlichen Strebens 
ökonomischen Zwängen, 


. und Japan 


in denen sich die Interessen jener Segmente 
der Gesellschaft widerspiegeln, die Profite 
aus Kriegen schlagen. Während Soldaten 
und Zivilisten ihr Leben verlieren, boomen 
viele Wirtschaftszweige. Für diese Unter- 
nehmen ist Krieg - vor allem in Zeiten einer 
Kriegsökonomie - schlicht und einfach ein 
gutes Geschäft. Waffenhändler lieben 
Kriegsstürme. Lebensmittelhersteller leben 
den Krieg, weil dann größere Vorräte ange- 
legt werden. Viele Konzerne sehen Kriege als 
Vorboten „besserer Zeiten“. 

Auch auf die Gefahr hin, Phrasen zu dre- 
schen: „Geld ist die Wurzel aller Kriege.“ 

Als Japan die Mandschurei besetzte, ge- 
schah das nicht deshalb, weil die Japaner 
„böse“ sind. Sie führten diesen Krieg, weil 
sie Rohstoffe brauchten, die ihnen in der Hei- 
mat fehlten. 

Die Iraker marschierten nicht in Kuweit 
ein, weil sie „böse“ sind, sondern weil der 
Zugriff auf Kuweit es ihnen ermöglicht hät- 
te, ihre Ölvorräte zu verdoppeln. 

Jeder Krieg hat einen ökonomischen Un- 
terbau, der im Verborgenen bleibt. Der Krieg 
ist ein Mittel der Außen- und Wirtschafts- 
politik. 

Welche Außenpolitik betreiben die USA? 
Der Wissenschaftler Jerry Fresia schrieb 
1988 in seinem Buch „Towards an Ameri- 
can Revolution“: „1959 gab George Kenn- 
an, Chef der Planungsabteilung im Außen- 
ministerium, lateinamerikanischen Bot- 
schaftern eine kurze Unterweisung, in der 
sagte, die Außenpolitik müsse ihr Hauptau- 
genmerk auf ‚die Sicherung der Rohstoffe’ 
richten. Im weitesten Sinne machen es alle 
Materialien und menschlichen Ressourcen, 
die rechtmäßig ‚unser’ sind, erforderlich, dass 
wir gegen eine gefährliche Ketzerei kämp- 
fen, die in Lateinamerika virulent ist, vor al- 
lem ‚die Vorstellung, dass die Regierung ei- 
ne direkte Verantwortung für das Wohlerge- 
hen der Bevölkerung trägt.“ 

Wenn jemand erzählt, dass es der ameri- 
kanischen Außenpolitik darum gehe, „die 
Demokratie zu verbreiten“ oder „die Freiheit 
zu retten“ oder etwas Ähnliches, dann erin- 
nert euch an Kennans Enthüllung. Er sagt, 
worum es wirklich geht. 

Krieg ist in der Tat die Hölle für die einen. 
Für die anderen ist er ein großes und blühen- 
des Geschäft. 

Mumia Abu-Jamal 
JungeWelt, 13./14. Oktober 2001 


USA 


Am 19.September, nur 8 Tage nach den An- 
griffen in Washington und New York, ver- 
öffentlichte die Bush-Regierung ihre neu- 
en geplanten Antiterrorismusgesetze 
(ATA), die einen neuen breitgefassten 
Straftatskatalog des inländischen Terroris- 
mus definiert, eine massive Verschärfung 
der bestehenden Überwachungsgesetze 
ohne richterliche Uberprüfung vorsieht 
und dem Justizminister neue und weitrei- 
chende Macht in die Hand gibt, Immigran- 
ten/Ausländer festzunehmen. 


Nach geringfügigen Veränderungen wurde 
das Gesetzespaket Anfang Oktober vom 
Rechtsausschuss im Kongress mit 36 zu 0 
Stimmen unter den Kürzeln PATRIOT ver- 
abschiedet. Die wesentlichste Veränderung, 
auf Druck der Demokraten im Ausschuss zu- 
stande gekommen, war eine zeitliche Be- 
grenzung bis Ende 2003. Danach muss die 
Regierung die Verlängerung des Gesetztes 
beantragen. 

Die Regierung nutzte die Zeit bis zur er- 
sten Lesung des Gesetzes in Kongress und 
Senat, um die einzelnen Mitglieder beider 
Häuser unter Druck zu setzen, das Gesetze- 
spaket schnell zu verabschieden. Zwischen 
Demokraten und Republikanern herrschten 
diesbezüglich große Einigkeit, der pa- 
ritätisch besetzte Senat stimmte am 11. Ok- 
tober einer mit dem Kongress abge- 
stimmten, etwas entschärften Version 
der neuen Gesetze mit 96 zu 1 Stimmen 
zu, nicht zuletzt, weil einiges im ATA 
schlichtweg verfassungswidrig war, wie 
die Washington Post berichtete. Das 
neue Gesetzespaket „Amerika vereinen 
und verstärken“ (Uniting and Strengt- 
hening America (USA) Act) wurde ei- 
nen Tag später auch vom Kongress (mit 
337 zu 79 Stimmen) verabschiedet. Es 4 
wird erwartet, dass das USA-Gesetz En- 
de Oktober endgültig verabschiedet 
wird. 

Nach Aussagen der Bürgerrechtsor- 
ganisation ACLU könnten Demonstran- 
ten bei Angriffen gegen Regierungsge- 
bäude nach den neuen Terrorismusge- 
setzen angeklagt werden. So wäre es 
möglich, dass für das Einwerfen einer 
Fensterscheibe drakonische Haftstrafen 
bis zu lebenslänglich verhängt werden 
könnten. 

Bundespolizei und Nachrichtendien- 
sten wird durch die bloße Behauptung, 
es sei für eine Untersuchung „relevant“, 
das Abhören von Telephon und Abfan- 
gen von eMails erheblich erleichtert. 
Außerdem wird die Gebietsbeschrän- 
kung aufgehoben, eine in einem Bun- 
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Abhörgenehmigung werden personen- und 
nicht mehr apparatbezogen erteilt: Jeder Te- 
lefonapparat, den ein Verdächtiger benutzt, 
kann abgehört werden. Die richterliche Kon- 
trolle über die legale Anwendung solcher 
Maßnahmen wird weitgehend außer Kraft 
gesetzt. 

Gespeicherte elektronische Daten, Ge- 
schäftsunterlagen, Internetdaten, Telefona- 
te usw. können beim leisesten Verdacht per 
Gerichtsbeschluss landesweit beschla- 
gnahmt werden. 

Die Definition von Computermissbrauch 
ist so breit gefasst, dass Spaßhacker ins Vi- 
sier der Terrorfahndung geraten können 
oder öffentliche Bücherhallen und Internet- 
Cafes ihre Benutzer überwachen lassen kön- 
nen. Personen, die einem des Computerter- 
rorismus Verdächtigten „wesentlich helfen“ 
oder diesen „beherbergen“, droht eine 
langjährige Haftstrafe sowie die Beschla- 
gnahmung ihres Vermögens. 

Nach geltendem Recht dürfen die Gerich- 
te unter besonderen Umständen geheime 
Untersuchungen für bestimmte Straftaten 
zulassen, der Betroffene wird erst später von 
der Untersuchung in Kenntnis gesetzt. Die 
neuen Antiterrorgesetze erlauben den Straf- 
verfolgungsbehörden, bei jeder Straftat ei- 
ne geheime Untersuchung zu beantragen. 

Alle im Ausland gesammelten Informa- 
tionen dürfen an zivile und militärische Ge- 
heimdienste, die Immigrationsbehörde und 


Bundesweite Demonstration am 13.10. in Berlin: Über 
desstaat einmal erteilte Genehmigung 30 000 nahmen teil, weitere über 10 000 in Stuttgart 
kann landesweit angewendet werden. Bild: Arbeiterfotografie 


die Polizei weitergegeben werden. Bei va- 
gem „Grund zur Annahme“, dass ein Nicht- 
US-Bürger die „nationale Sicherheit ge- 
fährden ... könnte“, kann auf Geheiß der 
Oberste Bundesanwalt diesen bis zu sieben 
Tage, in Ausnahmefällen für eine unbe- 
stimmte Zeit, ohne Kontakt zur Außenwelt 
festhalten. 

Ausländische Mitglieder von inländischen 
Gruppen, die als terroristisch klassifiziert 
werden, können ausgewiesen werden, auch 
wenn sie Asyl wegen nachweislich politi- 
scher Verfolgung in ihrem Heimatland be- 
kommen haben. Die Unterstützung von le- 
galen Aktivitäten einer „terroristischen Or- 
ganisation“ ist Grund zur Ausweisung, auch 
wenn die Unterstützung erfolgte, bevor die 
Organisation als terroristisch klassifiziert 
wurde und die Unterstützung da noch legal 
war. 

Eine Vorahnung der Auswirkungen liefert 
ein Bericht der Washington Post von 15.0k- 
tober über die Lage einiger der 698 nach dem 
11.September aus dem Mittleren Osten stam- 
menden verhafteten Menschen. „Sie haben 
keine Kontakte untereinander oder mit ihren 
Familien und sehr eingeschränkten Zugang 
zu ihren Anwälten. Ihre Namen tauchen 
auf keinem der Öffentlichkeit zugänglichen 
Register von Bundesgefängnissen auf. Es 
gibt in keiner Gerichtsprozessliste in New 
York Hinweise aufihre Verhaftung, noch wer 
sie vertritt oder über den Status ihres Falles. 
Die Behörden sagen quasi nichts über 
die Häftlinge im Metropolitan Correc- 
tional Center oder die Hunderte im Lau- 
fe der Untersuchung Festgenommenen. 
Das Justizministerium hat sich sogar ge- 
weigert, ihren Anwälten die Namen zu 
nennen. Es ist außerdem nicht bekannt, 
ob die Festgenommenen ‚Mitverschwö- 
rer’, wichtige Zeugen oder lediglich 
Menschen sind, die Informationen ha- 
ben könnten,“ weil sie zufälligerweise 
die Flugzeugattentäter trafen. „Einige 
diese Menschen haben nichts anders 
Gemacht, als jemanden im Auto mitzu- 
nehmen“, wird einer der nicht genann- 
. ten führenden Verfolgungsbeamten zi- 
tiert, 

„Die Regierung verlässt sich auf zwei 
Methoden in der Terroruntersuchung: 
| Verletzung der Immigrationsgesetze 
und das Gesetz für unentbehrliche Zeu- 
gen.” Im Fernsehen sagte Justizminister 
— Ashcroft: „Es gibt einige Leute, die wir 
als unentbehrliche Zeugen festgenom- 
men haben ... Das sind Leute, bei denen 
wir zum Richter gehen und sagen, es sei 
wichtig, dass ... sie festgenommen wer- 
den.“ 

Frances M. Beal vom Black Radical 
Congress sagte: „Noch schlimmer ist, 
dass sogar Menschen, die es besser wis- 
sen sollten, inklusive einiger Afroame- 


rikaner, ihre Augen schließen gegenüber den 
drakonischsten Angriffen gegen die Demo- 
kratie in diesem Land seit den düsteren Ta- 
gen der McCarthy-Ära. Noch wichtiger: Wie 
können schwarze Amerikaner, die ein be- 
grenztes Wissen ihrer eigenen Geschichte 
haben, wirklich glauben, dass die Untergra- 
bung fundamentaler Verfassungsrechte bei 
arabischen Amerikanern und Muslimen auf- 
hören wird? Wenn sie das tatsächlich glau- 
ben sollten, dann wurden die Lehren aus 
COINTELPRO, als das FBI aktiv intervenier- 
te und die schwarze Befreiungsbewegung 
zerschlug, nicht verstanden. 

www.aclu.org 

www.washingtonpost.com/ 


BRD 


Wie in der letzten Ausgabe angekündigt, 
versuchen wir in dieser Ausgabe einen gro- 
ben Überblick über die meisten Maßnah- 
men zu geben, die der Staat im Zuge der 
„Terrorismus-Bekämpfung” ergreift, vor- 
bereitet, diskutiert, soweit bisher bekannt 
geworden. 


EU-Anti-Terror-Konvention 


Am 17.10. beraten die EU-Justizminister, 
zwei Tage später die EU-Ratspräsidenten 
über eine neue Anti-Terror-Konvention und 
damit verbunden eine neue, äußerst weit ge- 
fasste „Terrorismus“-Definition (siehe dazu 
AI250). U.a. soll jede „Inbesitznahme .... von 
öffentlichen Einrichtungen, Öffentlichen 
Verkehrsmitteln, der Infrastruktur, allge- 
mein zugänglichen Orten und Eigentum”, 
die mit dem Ziel erfolgt, „die politischen, 
wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen 
Strukturen eines Landes ... 

ernsthaft zu schädigen“, jede „Manipula- 
tion eines Informatiksystems“ (in diesem 
Zusammenhang erscheint die Durchsu- 
chung bei Libertad! - s. diese Ausgabe - noch 
einmal in einem besonderen Licht) und so- 
gar jede Drohung mit solchen Taten künftig 
als „Terrorismus“ verfolgt werden. 


Neuer $129b 


Am 20.9. beschloss das Bundeskabinett den 
als „besonders eilbedürftig“ gekennzeichne- 
ten Entwurf eines neuen $129b, mit dem die 
88129 und 129a („kriminelle* bzw. „terro- 
ristische Vereinigung“) auf „kriminelle oder 
terroristische Vereinigungen in den EU-Mit- 
gliedsstaaten“ und darüber hinaus „generell 
auf im Ausland tätige kriminelle oder terro- 
ristische Vereinigungen” ausgeweitet wer- 
den sollen. Der Bundesrat hat dem Plan am 
27.9. im Prinzip zugestimmt, fordert aber, 
dass wirklich alle Bestimmungen, die der- 
zeit für inländische „kriminelle oder terro- 
ristische Vereinigungen“ gelten, auf ent- 


sprechende Vereinigungen im Ausland an- 
gewandt werden. (Dokumentation des Ent- 
wurfs in : Politische Berichte 20/2001) 


Rasterfahndung 


In fast allen Bundesländern sind die Raster- 
fahndungen angelaufen. Dabei handelt es 
sich um einen Abgleich großer Massen von 
persönlichen Daten von Menschen durch 
Polizei und Geheimdienste, z.B. Daten von 
Krankenkassen, Einwohnermeldeämtern, 
Stromversorgern, Universitäten, polizeiliche 
Erkenntnisse ... Wir dokumentieren dazu 
mehrere Resolutionen bzw. Erklärungen von 
ASten, die sich dem Ansinnen widersetzen, 
dass die Hochschulen Daten von Studieren- 
den aus islamischen bzw. mehrheitlich isla- 
mischen Ländern oder mit islamischem 
Glauben an die Polizei weiterreichen. 

Dass eine große Menschengruppe mit der 
Rasterfahndung unter Generalverdacht ge- 
stellt wird, ist nur die eine Sache. Dass die 
staatlichen Organe eine solche abgegrenzte 
Menschengruppe systematisch erfassen, 
muss überhaupt alarmieren. Angesichts der 
Tatsache, dass sich die BRD dem Krieg der 
USA mit „uneingeschränkter Solidarität“ 
angeschlossen hat, den eigenen Truppen- 
einsatz vorbereitet und im Inneren gewaltig 
aufrüstet, ist nicht auszuschließen, dass für 
den Fall eines lange anhaltenden und eska- 
lierenden Pläne für die Internierung poten- 


ziell „feindlicher Elemente“ aus- 
gearbeitet werden. Man erinnere 
sich an die Internierung japani- 


scher Amerikaner im zweiten 
Weltkrieg. 


Kronzeugenregelung 


Die „Kronzeugenregelung“, die 

gegenwärtig im Berliner RZ-Ver- 

fahren noch eineRolle spielt, weil 
dort nach altem Recht verhandelt 

wird, ansonsten aber 1999 aus- 

gelaufen ist, soll nach dem Wil- 

len Schilys für „Terroristen“ wie- 

der eingeführt werden. 


Bundeswehreinsatz im Inne- 
ren 


Am 18.8. beschloss die Konferenz 
der Innenminister: „Verstärkter 
Einsatz der Bundeswehr zum 
Schutz militärischer Einrichtun- 
gen einschließlich der Prüfung 
der rechtlichen und organisato- 
rischen Voraussetzungen für ei- 
ne Unterstützung durch die Bun- 
deswehr im Objektschutz an wei- 
teren gefährdeten Objekten für 
den Fall, dass eine erhebliche 
Verschärfung der Sicherheitslage 
eine Dauerpräsenz der Länderpo- 
lizei und den Bundesgrenzschutz 
unmöglich erscheinen lassen.“ 
Forderungen nach Einsatz der Bundeswehr 
im Inneren werden v.a. in der CDU, CSU und 
SPD erhoben. Der CSU-Parteitag verab- 
schiedete einen Leitantrag mit dem Unter- 
punkt: „Hemmnisse für den Einsatz der Bun- 
deswehr im Inneren beseitigen“, darin heißt 
es: „In anderen westlichen Demokratien ist 
der Einsatz von Streitkräften im Inneren ei- 
ne Selbstverständlichkeit. In den USA kön- 
nen die Gouverneure den Einsatz von re- 
gulären Streitkräften in ihrem Bundesstaat 
beim Präsidenten beantragen und über den 
Einsatz der Nationalgarde beschließen. Ein- 
satzfälle waren Rassenunruhen und Schutz 
vor Plünderungen bei Naturkatastrophen. In 
Frankreich sieht der jüngst beschlossene An- 
ti-Terror-Plan auch den Einsatz von Streit- 
kräften im Inneren vor. In Italien sind die 
Carabinieri eine militärische Teilstreitkraft, 
die im Inland Polizeiaufgaben wahrnimmt, 
aber auch im Ausland eingesetzt werden 
kann. Die im Grundgesetz geregelte strikte 
Beschränkung der Bundeswehr auf Vertei- 
digungsaufgaben ist in Deutschland aus hi- 
storischen Gründen verständlich, hat aber 
spätestens unter dem Eindruck der neuen 
terroristischen Bedrohung ihre Berechti- 
gung verloren. Wie in den anderen westli- 
chen Demokratie muss es in Deutschland 
möglich sein, die Bundeswehr in besonde- 
ren Gefährdungslagen ergänzend zu Polizei 
und Bundesgrenzschutz im Rahmen ihrer 
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Wici in yieleñ Städten trafen sich am 8. 10., am Tag hack Beginn der Bombardierung, über 
2 000 Menschen spontan zu einer Demonstration. 


spezifischen Fähigkeiten auch im Innern 
einzusetzen.“ 


Ausbau des Bundesgrenzschutzes, 
verstärkte Befugnisse 


Die bisher 38.000 Beamten und Angestell- 
ten des Bundesgrenzschutzes sollen um 
mehrere Hundertschaften aufgestockt wer- 
den. Die Kompetenzen des BGS sowie von 
Verfassungsschutz und BKA sollen ausge- 
weitet werden. So soll der BGS die sog. 
„Schleierfahndung“ in einer Zone von 50 
km (bisher 30 km) von der Grenze entfernt 
durchführen können. 


Flugsicherung 


Hier ist besonders gravierend der Beschluss, 
alle im Zusammenhang mit Flughäfen und 
Luftverkehr beschäftigten Menschen jähr- 
lich einer Sicherheitsprüfung zu unterzie- 
hen. Dazu gehören Regelanfragen bei allen 
Nachrichtendiensten. Wer innerhalb der 
letzten zehn Jahre wegen einer Straftat ver- 
urteilt wurde oder bei einem der Nachrich- 
tendienste als „extremismus-verdächtig“ 
gilt, wird als „unzuverlässig“ eingestuft und 
entlassen. 


Das 31-Punkte-Paket der 
Verfassungsschützer 


Geplant ist u.a., dass künftig auch Daten von 
14-Jährigen erhoben und gespeichert wer- 
den sollen, V-Leute des Verfassungsschutzes 
sich auch an „schweren Straftaten“ beteili- 
gen können sollen, Postdienstunternehmen 
verpflichtet werden können, jede „auffälli- 
ge“ Brief- oder Paketsendung an die Ge- 
heimdienste zu melden. Die Sanktionen bei 
„terroristischen Straftaten“ sollen ver- 
schärft, die Ausweisung erleichtert werden. 
Der Einsatz technischer Mittel beim 
Lauschangriff soll ausgeweitet werden. 


Verschärfung in der Überwachung von 


Ausländerinnen und Ausländern 


„In den verschiedenen ‚Sicherheitspaketen’, 
die derzeit von der Bundesregierung ge- 
schnürt werden, sind besonders zahlreiche 
Repressionsmaßnahmen gegen Migrantin- 
nen und Migranten vorgesehen. Dazu zählen 
unter anderem (siehe auch ‚Tagesspiegel’ 
vom 7.10.2001: ‚Schilys Vollprogramm’): 

e In das Ausländerrecht soll eine Bestim- 
mung eingebaut werden, wonach „Terroris- 
mus- und Extremismusverdacht“ zwingen- 
der Versagungsgrund bei der Visaerteilung 
wird. 

e Von Visa-Antragstellern aus ‚Problem- 
staaten’ sollen Fingerabdrücke genommen, 
Besucher aus bestimmten Staaten 
obligatorisch auch durch die Lan- 
desämter für Verfassungsschutz 
überprüft werden. 

e Im Ausländerzentralregister 
soll künftig auch die Religions- 
zugehörigkeit erfasst werden. 

e Asylsuchende sollen von den 
Sicherheitsbehörden im Rahmen 
der laufenden Asylantragsver- 
fahren daraufhin überprüft wer- 
den, ob sie „Verdachtspersonen 
der terroristischen oder extremi- 
stischen Szene“ sind; ihre Fin- ; 
gerabdrücke sollen automatisch ` 
mit „offenen Tatortspuren der | 
AFIS-Datei im Bundeskriminal- 5 
amt“ verglichen werden (aus den 
Beschlüssen der Innenminister- $ 
konferenz vom 18.9.2001). Fin- 9 
gerabdrücke und Aufnahmen 
von Sprachanalysen sollen nicht 
mehr sofort nach Abschluss des 
Asylverfahrens vernichtet, son- 


bewahrt werden. 


begangen haben könnte, soll dazu führen, 
dass er abgeschoben wird, auch wenn er als 
politisch Verfolgter anerkannt worden ist. 

(...) 

Menschenrechtswidrig ist der geplante 
Umgang mit Asylsuchenden: Opfer von Ver- 
folgung, die mit Müh und Not dem Repres- 
sionsapparat ihrer Herkunftsstaaten entron- 
nen sind, werden ausgespäht, überwacht, 
kontrolliert. Menschenrechte gelten in den 
Augen der Bundesregierung offenbar nur 
noch für Deutsche. Der Plan, auch aner- 
kannte Asylberechtigte alleine beim Vorlie- 
gen eines bloßen Straftatverdachts abzu- 
schieben, würde die Unschuldsvermutung 
für Flüchtlinge außer Kraft setzen. Eine sol- 
che Regelung würde im übrigen gegen Völ- 
ker- und Verfassungsrecht verstoßen. 

(...)“ (Dieser Punkt ist entnommen von: Ul- 
la Jelpke, Freiheit verteidigen! Oder: Not- 
standpolitik ohne Notstand?) 

Bayern und Niedersachsen geht das alles 
noch nicht weit genug. Am 19.10. wird ei- 
ne gemeinsame Initiative im Bundesrat ver- 
handelt, mit der 847 des Ausländergesetzes 
geändert werden soll: Der Paragraf sieht die 
Regelausweisung ohne Nachweis einzelner 
Vergehen bisher bei Drogendealern oder bei 
in Deutschland lebenden Ausländern vor, 
die zu einer Haftstrafe von mind. Drei Jah- 
ren verurteilt wurden. Mit der Initiative soll 
er auf „Mitläufer oder Anhänger islamisti- 
scher Organisationen“ ausgeweitet werden. 


Abschaffung des „Religionsprivilegs“ 
im Vereinsrecht 


Faktisch läuft das auf Verbote gegen isla- 
mische Vereine nach dem Muster des PKK- 
Verbots mit allen von da bekannten Folgen 
hinaus, bis dahin, dass am Ende deutsche 
Polizei in den Moscheen die Einhaltung des 
Verbots kontrolliert. 


Kurdische Gruppen auf der Demonstration am 13.10. in 
Berlin. Im „Sicherheitspaket 2” ist vorgesehen, dass Ver- 
dern bis zu zehn Jahre lang auf- eine mit überwiegendem Anteil von Menschen ohne 


deutschen Pass schon dann verboten werden können, 


e Allein der Verdacht, dass ein wenn ihre Aktivitäten den „außenpolitischen Interessen 
Flüchtling eine schwere Straftat Deutschlands” zuwiderlaufen. 


Proteste gegen die Rasterfahndung 


Resolution gegen Rassismus 
und Rasterfahndung 


Wir Studentinnen lassen uns nicht nach 
unserer Herkunft oder Religion sortieren! 


Deshalb weisen wir das Ansinnen bundes- 
deutscher Polizeibehörden und Nachrich- 
tendienste, die Datenbestände von Kommi- 
litonInnen arabischer Herkunft und islami- 
schen Glaubens zu sammeln und auszu- 
werten, in aller Entschiedenheit zurück. 

Wir appellieren an alle Hochschulleitun- 
gen und Hochschuleinrichtungen in der 
BRD, im Falle einer entsprechenden Anfra- 
ge umgehend die Öffentlichkeit davon in 
Kenntnis zu setzen, und sich in keiner Wei- 
se an einem wie auch immer gearteten ras- 
sistisch motivierten Vorgehen der Polizei- 
behörden und Nachrichtendienste zu betei- 
ligen. 

Gegen jede Hochschulleitung und jede 
Hochschuleinrichtung, die dennoch in die- 
sem Zusammenhang Datensätze übermit- 
telt, ohne das ihr mögliche getan zu haben, 
dieses zu verhindern, erheben wir den Vor- 
wurf, das friedliche Zusammenleben der 
StudentInnen nachhaltig zu gefährden. Wir 
werden deshalb mit allen möglichen Mit- 
teln, auch auf juristischem Wege, gegen ei- 
ne solche Herausgabe vorgehen. 


Erstunterzeichnerlnnen: 

freier zusammenschluss von studentInnenschaf- 
ten (bundesweit) e Autonomes Antifaprojekt an 
den Aachener Hochschulen e Fachschaft 7 /1 Phi- 
losophie an der RWTH Aachen è AStA Technische 
Universität Darmstadt e AStA Fachhochschule 
Düsseldorf e AStA Hochschule für Wirtschaft und 
Politik Hamburg © AStA evangelische Fachhoch- 
schule Nürnberg e Fachschaftsräte-Vollver- 
sammlung Universität Tübingen AStA der Uni- 
versität Hamburg 


Rasterfahndung an der 
FH Frankfurt 


Polizeiliche Maßnahmen treffen ausländi- 
sche Studierende an den Hochschulen 


In der letzten September-Woche tauchte 
das hessische Landeskriminalamt (LKA) mit 
Gerichtbeschluss an der Fachhochschule 
Frankfurt am Main auf und nahm persön- 
liche Daten von Studierenden auf Daten- 
trägern mit. Betroffen davon sind Studie- 
rende arabischer Herkunft und islamischen 
Glaubens. 

Nach den Hochschulen in Hamburg und 
Berlin geben nun die hessischen und 
bayerischen Hochschulen Daten ihrer ein- 
geschriebenen und ehemals eingeschriebe- 
nen Studierenden weiter. Die hessischen 
Hochschulpräsidenten sahen keine Hand- 
habe, die Herausgabe zu verweigern bzw. 


dagegen zu protestieren. Dennoch sind sie 
in der Pflicht, die betroffenen ausländi- 
schen Studierenden über Art und Inhalt der 
weitergegebenen Daten - auch in einem 
Wiederholungsfall - zu informieren. Eine 
Informationspflicht der Ermittlungsbehör- 
den gegenüber von Rasterfahndung Be- 


Rn 


sozialliberalen Koalition in der BRD einge- 
führt. Mangels Erfolg wurde von dieser Er- 
mittlungsmaßnahme wieder Abstand ge- 
nommen. In den meisten anderen Staaten 
war sie nie erlaubt. Die Rasterfahndung 
gehört wie der Lauschangriff zu einer „vor- 
beugenden“ Fahndung, die rechtlichen 
Grundsätzen widerspricht, weil nicht nur 
gegen konkret verdächtige Personen, son- 
dern auch und zum weit überwiegenden 
Teil gegen Unverdächtige ermittelt wird. 
Rasterfahndung stellt also 
jeden unter Generalver- 
dacht. Nicht nur Experten 
. sehen in ihr einen schwe- 
ren Eingriff in die Grund- 
rechte. 

Als  Studierendenver- 
tretung der Fachhoch- 
schule Frankfurt am 
Main, die zu den drei 
deutschen Hochschulen 
mit dem höchsten Aus- 

. länder/innenanteil 

gehört, verurteilen wir die 
fragwürdigen Ermittlun- 
gen gegen unsere Kom- 
militoninnen und Kom- 
militonen, die einen Ge- 
== neralverdacht in die Welt 
setzen, der sich in die ge- 
genwärtige Hatz gegen 
arabische Mitbürger ein- 
EN ~ reiht. Weil durch die staat- 
= lichen Maßnahmen Stu- 
= dierende nach Herkunft 
oder Religion sortiert wer- 
den, sprechen Studieren- 
denvertretungen, darun- 
ter der freie Zusammen- 
schluss von studierenden- 
schaften (fzs) von „rassi- 


In den USA verloren seit dem 11. September mehrere Journa- stisch motiviertem Vorge- 


listen wegen kritischer Meinungen ihre Arbeit, die Sendung hen der Polizeibehörden 
„Politically Incorrect” von BIII Maher darf in Washington nicht und Nachrichtendienste“ 


mehr ausgestrahlt werden, der Pressesprecher des Weißen Das 


Ansinnen dieser 


Hauses hat angekündigt, dass Journalisten künftig „aufpassen Behörden und Dienste, 
müssen, was sie sagen und tun" In der BRD werden abwei- Datenbestände von Kom- 
chende Meinungen von Journalisten, Wissenschaftlern oder militoninnen und Kom- 


Schriftstellern diffamiert. 


troffenen ist gesetzlich nicht vorgesehen. 
Grundlage für dieses staatliche Vorgehen 
ist die rechtlich umstrittene Rasterfahn- 
dung, die das Polizeigesetz im CDU/FDP- 
regierten Hessen gestattet. Der Polizei wird 
Zugriff auf alle Datenbestände gesichert, 
und auch private Datenbesitzer können zur 
Herausgabe der Daten gezwungen werden. 
Die eingesammelten Datenbestände, zu de- 
nen auch die Daten der Einwohnermel- 
deämter gehören, werden nach Personen- 
profilen durchforstet. Nach welchem Kon- 
zept im aktuellen Fall vorgegangen wird 
und wie diese Profile konkret aussehen ist 
dem LKA offenbar selbst unklar. Auskünf- 
te darüber gibt das Amt jedenfalls nicht. 
Die Rasterfahndung wurde u.a. auf Be- 
treiben von Horst Herold, SPD-Mitglied 
und BKA-Chef von 1971 bis 1980, unter der 


militonen zu sammeln 
und auszuwerten, weist 
auch der AStA der Fachhochschule Frank- 
furt in aller Entschiedenheit zurück. 
PE AStA FH Frankfurt, 4. Oktober 2001 


AStA Uni München zur Raster- 
fahndung an der Uni 


Im Zuge der heute (Mittwoch, 3.10.2001) 
bundesweit angelaufenen Rasterfahndung 
nach § 98a StPO haben auch die Hochschu- 
len begonnen, den Polizeibehörden Daten 
von Studierenden mit islamischer Religi- 
onszugehörigkeit oder einem islamischen 
Herkunftsland zu übermitteln. Der AStA, die 
Vertretung aller Studierenden, sieht darin 
sowohl ein e Verletzung der Persönlich- 
keitsrechte unserer KommilitonInnen, als 
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auch eine rassistische Vorverurteilung. Die 
Auswahlkriterien verdächtigen alle Studie- 
renden islamischer Religionszugehörigkeit 
als potenzielle Gewalttäter. Dies leistet den 
schon vorhandenen rassistischen Vorurtei- 
len gegenüber ausländischen Studierenden 
Vorschub und untergräbt die leider instabi- 
le Grundlage der interkulturellen Solidarität. 
Trotz desimmensen Aufwands wird eine Ra- 
sterfahndung letztlich Terror nicht verhin- 
dern können, mit diesem Mittel wird das 
„gute Deutsche Volk“ von vorgeblichen 
„Volksschädlingen“ differenziert und beide 
werden katalogisiert. Ähnlich wie bei den, 
in der Polizeiarbeit beliebten, „Gewalttäter- 
dateien“ wird eine Personengruppe konstru- 
iert, auf die zukünftig schon beim gering- 
sten Vorfall zurückgegriffen werden kann. 

Nachdem schon Berlusconi bei seinem 
Staatsbesuch in Berlin Globalisierungsgeg- 
ner mit Terroristen gleichsetzte, ist auch zu 
befürchten, dass die Rasterfahndung nicht 
auf unsere ausländischen Freunde be- 
schränkt bleibt, sondern auf viele politisch 
Andersdenkende ausgeweitet wird. 

Die Rasterfahndung ist zudem ein juri- 
stisch sehr umstrittener Vorgang, wie Prof. 
Dr. J. Welp von Institut für Kriminalwissen- 
schaften betont. Besonders die unklare Un- 
terscheidung von Beweis- und Rasterdaten, 
die Konsi- 
stenz des Ka- 
talogtatensy- 
stems und die 
Interpretati- 
on der Subsi- 
diaritätsbe- 
dingungen 
sind rechtlich 
sehr proble- 
matisch. Sie 
stellt einen 4% 
Massengrun- 
drechtsein- 
griff dar, der | 
jeder Ver- 
hältnis- 
mäßigkeit 
entbehrt. 
Sollte sich die 
Rasterfahn-  ! 
dung wider 
Erwarten als erfolgreich herausstellen, wer- 
den nicht nur Daten - besser als es der Sta- 
si jemals gelungen ist - ausgewertet und ge- 
speichert. Der Erfolg wird auch Motivation 
sein, dieses Mittel zu Lasten der Grundrech- 
te weiter auszubauen. Gerade weil sich die 
Behörden im Einklang mit dem unaufge- 
klärten „gesunden Volksempfinden“ fühlen, 
werden sie versuchen, einen Überwa- 
chungsstaat, gemäß ihrer eigenen bürokra- 
tischen Logik, zu installieren. 

Der AStA der Universität München verur- 
teilt die rassistische Vorverurteilung auslän- 
discher Studierender nachdrücklich und 
warnt vor dem Aufbau eines orwellschen 
Überwachungsstaats. 

Philip Bauer, AStA-Vorsitzender Michael 
Bayer, Sozialreferent 
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Büren 

Demonstration gegen 
Abschiebehaft mit 1500 Teil- 
nehmern 


Am 3.10. fand in Büren eine bundesweite 
Demonstration gegen den größten Abschie- 
beknast in Deutschland statt. Ein breites 
Bündnis aus antifaschistischen und antiras- 
sistischen Gruppen hatte zu der Kundgebung 
aufgerufen. Über 1500 Teilnehmer aus der 
ganzen Bundesrepublik protestierten lauts- 
tark und friedlich gegen die unmenschliche 
Abschiebemaschinerie der BRD. In zahlrei- 
chen Redebeiträgen wurde die Abschaffung 
der Abschiebehaft und aller anderen rassi- 
stischen Sondergesetze gefordert. 

In Büren sind bis zu 560 Flüchtlinge un- 
schuldig inhaftiert. Der einzige Grund ihrer 
Inhaftierung ist, dass der Verwaltungsakt der 
Abschiebung für die Ausländerbehörden 
leichter durchzuführen ist. Deswegen kön- 
nen Menschen bis zu 18 Monaten einge- 
sperrt werden. Aufgrund des hohen psychi- 
schen Drucks kommt es immer wieder zu 
Suizidversuchen. 

Während der gesamten Demonstration hat 
die Anstaltsleitung der JVA Büren die Si- 


Demonstration in Büren. Bild: Glanschnei- 
der 


cherheitsmaßnahmen massiv verschärft. So 
gab es für die Inhaftierten weder Hofgang 
noch Umschluss noch konnten sie besucht 
werden. Trotzdem ist die Demonstration von 
den Gefangenen positiv aufgenommen wor- 
den, wurde für sie doch deutlich, dass es 
außerhalb der Mauern noch Menschen gibt, 
die sich mit ihnen solidarisieren. 

„Zum ersten Mal ist es uns mit dieser Demo 
gelungen, den Trend zu immer weniger De- 
monstrantInnen in Büren umzudrehen und 
eine kraft- und phantasievolle Kundgebung 
auf die Beine zu stellen“, so ein Sprecher der 
Büren-Gruppe Paderborn. 

PM Büren-Gruppe Paderborn 


Aktuelles Update 
des EA Genova 


Neue Ruzzien 


Gestern, 24.09, um 7 Uhr wurden in Firen- 
ze 13 Wohnungen und Arbeitsstellen durch- 
sucht. Fotos, Festplatten, Flugis und eine 
ganze Menge andere Materialien wurden be- 
schlagnahmt. Zwei Staatsanwälte in Firen- 
ze ermitteln jetzt gegen 8 Leute wegen 
8270bis („subversive associacion“), ver- 
suchtem Mord und anderen „kleineren“ Pa- 
ragraphen. Eine angebliche „associacion“ 
soll verantwortlich sein für eine Briefbom- 
be, die in den letzten Wochen an den Prä- 
fekt Achille Serra geschickt wurde. 

Die staatliche Praxis der Einschüchterung 
und Kriminalisierung aufgrund von absur- 
den Konstrukten - die ca. 100 Razzien und 
60 Festnahmen vom letzten Dienstag in ganz 
Italien wurden auf Befehl von Staatsanwalt 
D’Ambruoso aus Milano durchgeführt - 
scheint jetzt als gute Idee von anderen 
Staatsanwälten aufgenommen zu sein ... 


Verfahren und Situation der drei deut- 
schen Gefangenen in Göteborg 


Vorbemerkung: Zu den anderen Gefange- 
nen in Göteborg können wir aufgrund der 
schlecht funktionierenden Kommunikation 
mit der schwedischen Soligruppe zur Zeit 
nichts sagen, 


Bereits am 12.9. 2001 ist der 19-jährige Se- 
bastian S. aus dem Kölner Umland im Be- 
rufungsverfahren zu 20 Monaten Haft oh- 
ne Bewährung verurteilt worden. Der An- 
trag auf ein zweites Berufungsverfahren 
wird noch geprüft. In erster Instanz ist er 
in zwei Prozessen zu insgesamt 14 Mona- 
ten Haft wegen schweren Landfriedens- 
bruchs verurteilt worden. 


m 19.9. 2001 ist das Urteil gegen den 
5-jährigen Berliner Jesse-Björn B. be- 
kannt gegeben worden. Das Urteil aus er- 
ster Instanz (15 Monaten) ist auf 2 Jahre er- 
höht worden. Zeugen, die bei dem Prozess 
anwesend waren, beschrieben ihn als eine 
Farce. 

Die Anklage stützt sich lediglich auf die 
Aussage eines Polizeibeamten, der den An- 
geklagten über mehrere Stunden dabei be- 
obachtet haben will, wie der Straftaten be- 
ging. Auch hier ist über einen Antrag auf 
Berufung noch nicht entschieden worden. 
Die Entscheidung soll innerhalb von zwei 
Wochen gefällt werden. 

Der Staatsanwalt legte ein Beweis-Video 
vor, auf dem der Angeklagte jedoch nicht 
bei einer Straftat zu sehen war und das in 
der Urteilsbegründung als unwesentlich 
eingestuft wurde. 

Der junge Mann aus Berlin wurde am 
16.Juni 2001 fernab aller Ausschreitungen 
in Göteborg festgenommen. Ihm wurde 


schwerer Landfriedensbruch und ver- 
suchte schwere Körperverletzung 
vorgeworfen. Bereits im ersten Pro- 
zess ist er trotz mangelhafter Bewei- 
se zu 15 Monaten Haft wegen schwe- 
rem Landfriedensbruch verurteilt 
worden. Obwohl es keine neuen Be- 
weise gab, ist er in zweiter Instanz 
wegen Schweren Landfriedensruch 
und versuchter schwerer Körperver- 
letzung verurteilt worden. 


7E Zeit findet auch der Beru- 
fungsprozess gegen den 20-jähri- 
gen Hannes H. statt. Obwohl sich der 
Richter des ersten Prozesses vom dort 
gefällten Urteil (14 Monate) aus Man- 
gel an Beweisen distanzierte, ist im 
Berufungsverfahren ebenfalls mit ei- 
ner hohen Haftstrafe zu rechnen. Bei 
allen bisherigen Prozessen ist ein so- 
genanntes Beweisvideo gezeigt wor- 
den, das mit den Gefangenen und 
ihren Prozessen rein gar nichts zu tun 
hat. Dieses Video wird von der Staatsan- 
waltschaft genutzt, um Stimmung gegen 
die Angeklagten zu machen. Die Beweise 
der Staatsanwaltschaft sind in den meisten 
Fällen sehr dürftig. 

Auffällig dabei ist nicht nur, dass ein Be- 
amter in Zivil in 25 Verfahren oft als ein- 
ziger Belastungszeuge aussagt und viele der 
Angeklagten über mehrere Stunden beob- 
achtet haben will. Auch die schlechte Stim- 
mung gegen und die Vorverurteilung der 
Angeklagten seitens der Staatsanwalt- 
schaft und des Gerichts werden kaum ver- 
steckt. So scheint es schon als Beweis ihrer 
Schuld zu reichen, wenn die Angeklagten 
bei den Verhören die Aussage verweiger- 
ten. 

Pr ber mehrere Wochen befanden sich die 

Gefangenen in absoluter Isolations- 
haft: Ihnen wurde u.a. Hofgang, der Kon- 
takt zu Angehörigen, Freunden und Mitge- 
fangenen, medizinische Versorgung und 
die freie Wahl eines Anwaltes verwehrt. Ei- 
nige mehrjährige Haftstrafen für andere In- 
haftierte sind bereits ausgesprochen. 

Die verbliebenen Inhaftierten haben mit 
ebenso schweren Strafen zu rechnen, da sie 
als Rechtfertigung für das brutale Vorge- 
hen der Polizei sowie dem Versagen der Re- 
gierung herhalten müssen. 

Wenn ihr noch Fragen habt o.ä. dann 
schreibt einfach an solikomitee@uni.de 


Spendenkonto: 

Rote Hilfe e.V. 

Stichwort: Göteborg 
Kontonummer: 7189590600 
Berliner Bank 

Bankleitzahl: 100 200 00 


Aktuelle dpa-Tickermeldung: 


Schweden/Deutschland/Kriminalität/Berli- 
ner nach Göteborger Krawallen aus Haft 
entlassen Göteborg (dpa) - Das Göteborger 


Oberlandesgericht hatam Dienstag die Frei- 
lassung eines 20-jährigen Berliners verfügt, 
der seit den Krawallen beim EU-Gipfel im 
Juni inhaftiert war. Der Deutsche war in er- 
ster Instanz zu 14 Monaten Haft verurteilt 
worden und hatte Berufung eingelegt. Die 
sofortige Freilassung nach Abschluss der 
mündlichen Verhandlung wurde vom An- 
walt des Berliners als Indiz für einen Frei- 
spruch oder eine wesentlich mildere Strafe 
bei der für 3. Oktober angekündigten Ur- 
teilsverkündung gewertet. 

PS. Gegen die Polizisten, die Schusswaffen 
gegen die DemonstrantInnen einsetzten, sind 
die Ermittlungen eingestellt worden. 


Im Berliner RZ-Verfahren wird trotzBe- 
weisunterschlagung weiter verhandelt 


Motto der Gerichts: 
Augen zu und durch 


Wir dokumentieren aus der jungenWelt ei- 
ne kurze Zusammenfassung des Stands im 
Berliner RZ-Verfahren. 


Das Verfahren gegen fünf der Mitglied- 
schaft in den „Revolutionären Zellen“ (RZ) 


und mehrerer Anschläge verdächtigter An- 
geklagte vor dem Berliner Kammergericht 
wird fortgesetzt, obwohl nachweislich Be- 
weismaterial von der Bundesanwaltschaft 
unterschlagen wurde. Ein entsprechender 
Antrag der Verteidigung, die das Beweis- 
material entdeckte und eine Aussetzung der 
Hauptverhandlung forderte, um die insge- 
samt 955 unterschlagenen Tonbandmit- 
schnitte und 528 weitere Bänder aus Tele- 
fonüberwachungen des Kronzeugen Tarek 
Mousli prüfen zu können, wurde vom Kam- 
mergericht abgelehnt. 

Dabei hatten die Rechtsanwältinnen- 
Würdinger und Studzinsky bereits anhand 
einer Stichprobe dieser Bänder belegen 
können, das sich mit ihnen Zeugenmani- 
pulationen ebenso nachweisen lassen wie 
Lügen des Kronzeugen gegenüber dem 
Kammergericht. Darüber hinaus - ein Sach- 
verhalt, der zunächst auch das Interesse des 
Gerichts fand - stellte sich bereits in dieser 
Stichprobe heraus, dass weder vom Bun- 
deskriminalamt noch von derBAW der Auf- 
bau und die Genese des Kronzeugen vor 
dem Gericht richtig dargestellt wurden. 
Doch inzwischen ruderte das Gericht 
zurück. Es sei, so die Vorsitzende Richterin 
Gisela Hennig am Donnerstag vielmehr, 
„der Verteidigung zumutbar“, parallel zum 
Prozess die mehr als 700 Stunden füllen- 
den Bänder abzuhören. ... 

Angesichts dieser andauernden Blockade 
der Wahrheitsfindung durch das Kammer- 
gericht stellte die Verteidigung daher we- 
nig überraschend einen Befangenheitsan- 
trag gegen den Zweiten Strafsenat. Es wird 
nun die Aufgabe des Ersten Strafsenats 
sein, die Prozessführung der Kammerge- 
richtskollegen zu prüfen. Dieser Senat hat- 
te seinerzeit die Eröffnung des Verfahrens 
gegen den Mitangeklagten Rudolf Sch. Ab- 
gelehnt, weil ihnen dieser im Frankfurter 
OPEC-Verfahren bereits als in der Sache 
freigesprochen galt. 

Den seit über 15 Monaten in Untersu- 
chungshaft befindlichen Angeklagten muss 
der bisherige Prozessverlauf als äußerst zy- 
nischer Umgang mit ihren Rechten vor- 
kommen. Sie sind die eigentlichen Leidtra- 
genden der Versäumnisse und Unterschla- 
gungen von Bundesanwaltschaft und Bun- 
deskriminalamt, denen sich das Kammer- 
gericht nicht entgegenstellen mag. 

Volker Eick, jW, 15.10. 
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Türkei 


Das Todesfasten dauert nun ein Jahr 


Das Komitee gegen Isolationshaft veröf- 
fentlichte am 13.10. eine neue Erklärung 
politischer Gefangener in der Türkei. 


Mit der Teilnahme der 

7. Einheiten der Todesfasten 
verstärken wir unseren 
Widerstand 


Unser Widerstand in Form des Todesfa- 
stens, der am 20. Oktober und am 9. De- 
zember (2000) begann, dauert nun seit elf 
Monaten an. Unseren Widerstand, der wir 
seit elf Monaten mit entschlossen und an 
unseren Idealen festhaltend fortsetzen, 
werden wir solange aufrecht erhalten, bis 
unsere gerechten Forderungen akzeptiert 
werden. 

Durch die Möglichkeit, telefonieren zu 
und Besuche außerhalb der F-Typ-Zellen 
empfangen zu können, will der Staat den 
Anschein erwecken, dass die Isolation auf- 
gehoben sei. 

Der Staat hat aber bis jetzt unsere demo- 
kratischen Forderungen nicht akzeptiert 
und hat versucht, unseren Widerstand mit 
Terror, Massakern, Lügen und Demagogie, 
einer Neuregelung des Paragrafen 16 des 
Antiterrorgesetzes und mit Zwangs- 
ernährung und der „Belohnung“ der 
Haftaussetzung zu brechen. 

Der Staat will die Isolation im Gesetz ver- 
ankern und versucht, es in der Öffentlich- 
keit dadurch zu legitimieren, dass er eine 
Aufhebung der Isolation propagiert. Diese 
Politik dient nur dazu, uns revolutionäre 
Gefangene zur Aufgabe zu zwingen. Trotz 
der Toten und der Behinderten hält der Staat 
an seiner Politik der Isolation fest und führt 
weiter Angriffe gegen unsere Gedanken. Bis 
jetzt starben 68 unserer Freunde (Anmer- 
kung derRedaktion: Inzwischen sind 72 ge- 
storben), entweder beim Massaker vom 19. 
Dezember oder während des Todesfastens, 
das innerhalb und außerhalb der Gefäng- 
nisse fortgeführt wird. Verantwortlich für 
die Toten und Behinderten ist der Staat, der 
unsere Forderungen nicht akzeptiert und 
auf seiner Angriffspolitik beharrt. Der Staat 
terrorisiert nicht nur uns revolutionäre Ge- 
fangene, damit wir unseren Widerstand be- 
enden. Er weitet auch den Terror auf unse- 
re Familien aus, die außerhalb der Gefäng- 
nisse Solidaritätsaktionen veranstalten, auf 
die Massenorganisationen, auf die Rechts- 
anwaltskammern und Gewerkschaften, du 
versucht so, unseren Widerstand zum 
Schweigen zu bringen. 

Durch die Umzingelung der Todesfasten- 
den außerhalb der Gefängnisse, durch den 
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Angriff auf die Beerdigungen unserer To- 
ten und die Bedrohung und Unterdrückung 
der Familien der Widerständler zeigt der 
Staat seine Ungeduld gegenüber unserem 
Widerstand. 

Trotz dieser Angriffe wird unser Wider- 
stand innerhalb und außerhalb der Ge- 
fängnisse mit der gleichen Entschlossenheit 
fortgesetzt. Sie wird solange fortgesetzt, bis 
unsere Forderungen akzeptiert werden. Un- 
ser Widerstand wird bis zu einem Sieg mit 
neuen Teilnehmern fortgesetzt. Wir ver- 
stärken unseren Widerstand mit der Teil- 
nahme der 7. Einheiten der Todesfastenden. 
Weil der Staat unsere Forderungen nicht 
akzeptiert und seine Angriffshaltung nicht 
aufgibt, setzen wir seit dem 26. September 
2001, dem Jahrestag des Massakers von 
Ulucanlar (Anm. der Redaktion: 1999 wur- 
den dabei 10 Gefangene ermordet) unser 
Todesfasten mit der Teilnahme der 7. Ein- 
heiten des Todesfastens fort. 

Unsere Forderungen: 

1. Solange keine baulichen Veränderun- 
gen durchgeführt werden, die Zellen für ein 
bis drei Personen nicht geschlossen werden 
und nicht dafür gesorgt wird, dass wir In- 
haftierten und Verurteilten ohne jegliche 
Bedingungen zusammen leben können, so- 
lange kann man nicht von einer Abschaf- 
fung der Isolation sprechen. Die Isolation 
muss beendet werden. 

2. Alle Verbote und Anwendungen, die 
der Vernichtung unserer Gedanken dienen, 


| Zellenrazzia und verschärfte Isola- 
tion wegen des 11.9. 


_ Nach Razzien gegen sechs arabische und 
einem türkischen Gefangenen wurde al- 
le ihre Zeitungen und Papiere beschla- 
- gnahmt und alle verschärft isoliert. Sie 
_ durften nur Kontakt zu ihren Anwältln- 


— nen aufnehmen. Anlass dieser Verschär- 
_ fungen waren die Ereignisse in den USA. 
-~ Aus Protest trat Ihsan Ersoy, Sympa- 
- thisant der DHKP-C, in den Hunger- und 
- Durststreik und wurde ins Krankenhaus 
verlegt. 

-Nach zweieinhalb Wochen brach Ihsan 
seine Aktion ab. Aufgrund seiner ange- 
; griffenen Gesundheit befindet er sich 
' weiter im Krankenhaus. Ihsan wollte 
-~ durch seine Aktion auch auf das Todes- 
fasten und auf seine drohende Abschie- 
-~ bung hinweisen. 


Peter Nowak zu Geldstrafe verur- 
teilt 
Am 30.10.2000 war die Wohnung des 


müssen aufgehoben werden. 

3. Unsere Forderungen sind human, ge- 
recht und demokratisch. 

4. Die Zwangsernährung ist eine Folter. 
Es ist eine Straftat, dass Menschen zu Be- 
hinderten gemacht werden. Dutzende un- 
serer Menschen wurden durch Folter zu Be- 
hinderten. Sie können sich nicht mehr an 
ihre Vergangenheit erinnern und sind nicht 
mehr in der Lage zu denken. Die Folter der 
Zwangsernähung muss beendet werden. 
1.Oktober 2001 
Im Namen der Gefangenen der DHKP-C, 
TKP (ML), TKIP, TJP/ML, DH, TDP, MLKP, 
DY, MLSPB, PKK/DCS 
Ercan Kartal, Cemal Cakmak, Sefa Gönül- 
tas, Haci Demirkaya, Can Ali Türkmen, Ra- 
mazan Sadikogullari, M. Aytunc Altay, Yu- 
nus Aydemir, Nizamettin Dogan, Hasan 
Yüksel 


345 Tage Todesfasten gegen 
die Isolationsgefängnisse in 
der Türkei 


Nach Zeynep Arikan und Ali Riza Demir sind 
auch Ozlem Durakcan und Ayse Bastimur 
gefallen! 


Das Todesfasten in den türkischen Gefäng- 
nissen dauert heute 344 Tage an. Es sind 


freien Journalisten Peter Nowak durch- 
sucht worden. Flugblätter, Akten und 
Computer wurden entwendet. Anlass der 
Durchsuchung war der Vorwurf des Ver- 
stoßes gegen das Vereinsgesetz. Peter be- 
richtet seit Jahren engagiert über die 
Kämpfe in der Türkei (s. z.B. AI 239). Die 
Polizei trat seine Wohnungstür ein, und | 
Peter soll diese Maßnahme als „faschi- 
stisch“ bezeichnet haben. Er hatte am 
12.10. wegen Beamtenbeleidigung Pro- 
zess und wurde zu einer Geldstrafe von 
2.100 DM verurteilt. „Nächstes Mal gibt 
es eine Strafe auf Bewährung“, drohte 
Staatsanwalt Peter. . 


Rainer Dittrich seit einem Jahr im 
Soli-Hungerstreik 


Seit einem Jahr befindet sich Rainer, ein 
Gefangener, der in Lübeck inhaftiert ist, 
im Soli-Hungerstreik. Fünf Tage hungert _ 
er und fünf Tage isst er. Seine Gesund- | 
heit ist aufgrund der Haft stark angegrif- 
fen. A 


nur noch wenige Tage bis zum Jahrestag, 
Drinnen und draußen sind bis jetzt 72 Men- 
schen gefallen. Über hundert Menschen ha- 
ben durch die Folter der Zwangsernährung 
ihr Gedächtnis verloren. Das Todesfasten 
geht in der gesamten Türkei trotz aller Fol- 
ter und Unterdrückung weiter. 

Die 69. Gefallene im Widerstand, Zeyn- 
ep Arikan, hat am 343. Tag ihr Leben ver- 
loren. Sie wurde 1968 in Malatya Hekim- 
han geboren. Sie studierte an der Istanbu- 
ler Universität Bibliothekswissenschaften. 
1996 wurde sie verhaftet und ins Ümraniye- 
Gefängnis verlegt. Zeynep Arika war in der 
ersten Einheit des Todesfastens. Nach der 
Erstürmung der Gefängnisse am 19, De- 
zember 2000 wurde sie zwecks Zwangsbe- 
handlung ins Krankenhaus eingeliefert. Sie 
lehnte die Behandlung ab. Die Haftausset- 
zung, die der Staat als Bestechung anbot, 
um ihren Widerstand zu brechen, nahm sie 
nicht an, sie setzte ihre Aktion in Armutlu 
fort. Ihr Mann Kazim Gülbag hatte sich als 
Unterstützer des Todesfastens in Regens- 
burg selbst verbrannt. 

Ali Riza Demir wurde 1973 in Adiyaman 
geboren. Als Student an der Istanbuler Uni- 
versität, Bereich Textilmaschineningenieur, 
wurde er 1994 verhaftet. Am 19. Dezember 
wurde er aus dem Ümraniye-Gefängnis 
nach Kandira verlegt. Ali Riza Demir wur- 
de zur Zwangsbehandlung ins staatliche 
Krankenhaus nach Izmit eingeliefert, wo er 
die Behandlung ablehnte. Nach seiner be- 
dingten Haftentlassung setzte er seine Ak- 
tion in Armutlu fort. Er ist der 70. Gefalle- 
ne. 

Wir erhalten jeden Tag Todesmeldungen. 
Am 344. Tag des Todesfastens sind in An- 
kara Ayse Bastimur und Özlem Durakcan 
gefallen, wo sie gemeinsam ihr Todesfasten 
durchgeführt haben. 

Ayse Bastimur war 34 Jahre alt. Sie trat 
am 23. Oktober im Canakkale-Gefängnis 
ins Todesfasten ein. Sie erlebte die Mi- 
litäroperationen am 19. Dezember. In ihrer 
Anwesenheit wurden ihre geliebten Genos- 
sen ermordet. Trotz der Zwangsbehandlun- 
gen setzte sie ihre Aktion draußen fort und 
starb am 344. Tag. 

Özlem Durakcan, 19 Jahre alt, war weder 
Gefangene noch Familienangehörige. Aber 
sie konnte zu den Geschehnissen um sie 
herum nicht schweigen. Sie ist am 74. Tag 
des Todesfastens gefallen. 

Der Staat, der sogar das Todesfasten als 
„Terror“ bezeichnet, lässt Hunderte Men- 
schen, die nichts anderes als ihren Körper 
einsetzen können, schweigend und unbe- 
achtet in den Tod gleiten. Die Gefangenen 
appellieren an die Welt: 

„Wir möchten mit unseren Idealen leben 
und leisten Widerstand. Wir rufen jeden 
auf, uns in unserem berechtigten Kampf zu 
unterstützen.“ 

Wir fordern alle auf, diese Barrikaden des 
Mittelalters zu brechen! 

Setzen wir uns für die Widerstandslei- 
stenden im Todesfasten ein! 

IKM Hamburg 


IKM Hamburg veröffentlichte einen Brief 
von einem Gefangenen, der sich seit 80 Ta- 
gen im F-Typ-Gefängnis befindet. 


„Der Unsterbliche“ 


Seit etwa achtzig Tagen bin ich wie aufdem 
Grund eines ausgetrockneten Brunnens. Ich 
etwa, weil die Zeit hier sehr ..., die Zeit ist 
wie ein unbestimmter Ort hier. Die Dunkel- 
heit, die Feuchtigkeit, der Gestank und noch 
dazu die Risse auf dem Boden und an der 
Wand. Das sind die einzigen Sachen, die ich 
mitkriege. Ich weiß nicht, wo ich hier bin, 
aber ich weiß, warum ich hier bin! Ich bin 
nämlich ein Revolutionär! 

Unsere Verschollenen kommen mirinden 
Sinn, danach unsere freien Gefangenen, die 
in den Gefängnissen Widerstand leisten. 
Vielleicht wollen sie auch mich verschwin- 
den lassen, mich ermorden. Sie wollen in 
dieser Finsternis, in dieser unendlichen Stil- 
le meinen Körper und meine Sinne ver- 
nichten. Sie wollen das Strahlen in meinen 
Augen und das Feuer in meinen Herzen lö- 
schen. Aber umsonst. Wenn täglich Stück 
für Stück mein Fleisch abfällt, werde ich 
mit meinen Knochen Widerstand leisten. 
Mit diesen Gedanken falle ich jeden Abend 
in den Schlaf, oder ist es Tag? 

Es ist wieder ein Morgen oder vielleicht 
ein Abend. Das ist mir völlig egal, denn je- 
des Aufwachen ist für mich wie meine Wie- 
dergeburt, bei jedem Aufwachen ist für 
mich die Helligkeit des Morgens. Ich be- 
ginne mit meinem täglichen Aktivitäten: 
mit dem Morgensport. Ich richte mich mit 
meinem verkrümmten Rücken auf und be- 
ginne, meine Arme und Beine zu bewegen. 
Dann ein kleiner Spaziergang von der ej- 
nen Ecke meiner Zelle zur anderen Ecke. 
Wie oft bin ich schon auf- und abgegan- 
gen, in der Hoffnung, etwas zu finden. Viel- 
leicht entdecke ich eine Erhebung, die mir 
vorher nicht aufgefallen ist, vielleicht Ris- 
se, einen an die Wand geritzten Buchsta- 
ben oder ein Wort. Ich fühle mich wie ein 
Reisender, der in die Welt hinausführt, um 
sie zu entdecken. In diesem Augenblick fan- 
geich an, das Lied „Die großen Lieben fan- 
gen auf Reisen an“ zu singen: 

„Und die Abenteurer machen sich aufden 
Weg, denn sie sind die letzte Hoffnung der 
Welt. Sie sind unsterblich.“ Die Hoffnung 
der Welt zu sein. Der Leuchtturm zu sein, 
der in einem stürmischen Meer den Schif- 
fen, die mit den Wellen kämpfen, den Weg 
zeigt. Die Freude, die beim Anblick des 
Lichtes entsteht, ist die Freude, das Leben 
wiedergefunden zu haben. Wir Revolu- 
tionäre sind wie Leuchttürme, die diese 
Dunkelheit brechen und den Weg zeigen. 

Dies ist also das Grab, das sie Einzelzelle 
nennen. Ich las einmal etwas über die Kä- 
fige der Tiger, über ihren Widerstand und 
ihren Sieg in diesen Käfigen. Über die Kon- 
zentrationslager der Nazis, die Ghettos und 
den Widerstand dort. 

Ich habe seit achtzig Tagen kein mensch- 


liches Gesicht mehr gesehen. Die Höllen- 
wärter dieser Dunkelheit zähle ich natür- 
lich nicht als Menschen. Sie kommen drei- 
mal an meine Zellentür und schieben un- 
ter halb der Tür einein Plastikteller mit Was- 
ser durch. Ich esse nichts, denn ich bin im 
Hungerstreik. Jede Zelle in meinem Körper 
ist in der Offensive und leistet Widerstand. 

Meine Stimme wird nicht mehr gehört, so 
als ob die Wände meine Stimme wie einen 
Schwamm aufsaugen. Unsere Parolen 
schlage ich in einer rhythmischen Weise an 
die Wand, bekomme jedoch keine Antwort. 
Die Höllenwärter wollen mir das Gefühl ge- 
ben, dass ich ganz einsam bin, einsam, ver- 
gessen, verlassen und hoffnungslos. Wer ist 
aber in Wirklichkeit einsam? Sind sie es, 
die, auch wenn sie am Leben und innerhalb 
einer Menschenmenge sind, sich einmal 
fühlen, oder bin ich einsam? Jetzt füllen 
meine Genossen meine Zelle. Ich sehe je- 
den Einzelnen vor meinen Augen. 

Wir diskutieren, wir unterhalten uns, wir 
lachen gemeinsam, leisten Widerstand und 
feiern unsere Feste. So, als ob meine Zelle 
ein Kundgebungsort ist. Jetzt bin ich auf 
den öffentlichen Plätzen, bei den Streiks der 
Arbeiter, in einem Hörsaal, in den Bergen. 
Ich bin überall! Unser Volk demonstriert für 
mich auf den Plätzen, meine Genossen 
drücken für mich den Abzug, die Rufe sind 
für mich. Sie sind für uns alle! 

Ich habe mir immer vorgestellt, wie ich 
zu einem Märtyrer werden, am meisten 
dachte ich, ich sterbe bei einem Gefecht in- 
mitten von Kugelhagel. Jetzt bin ich in ei- 
ner Gefängniszelle in einem Gefecht. Es ist 
so, als ob ich inmitten von Kugelhagel bin. 
Die Stille, die Wände, die Dunkelheit und 
die Folter sind zu Kugeln geworden, und 
mein Körper ist in einem Gefecht. Mein Ge- 
hirn hatschon seit langem den Sieg erlangt. 
Es ist der Kampf von zwei Willenskräften. 
Die stärkere Willenskraft und die, die Recht 
hat, wird gewinnen. Der Ausgang dieses 
Gefechtes steht schon seit seinem Begin 
fest. 

Ich schlafe wieder ein, während ich an 
diese Sachen denken. Es folgt ein weiterer 
Morgen, einer von mehreren Morgen, die 
ich mitten in einem Tag erlebe. Ich leiste 
weiterhin Widerstand. Ich habe an der 
Wand eine neue Insel entdeckt. Die Intel 
von Mahir', sage ich zu mir: 

„Eine Insel inmitten eines dunklen Mee- 
res, dessen Sonne nicht untergeht. Meine 
Insel besteht aus einem Wald, ein Wald der 
Freundschaft, der Ehrlichkeit und mit Ge- 
nossInnen.“ 

Mit meinen Nägeln schreibe ich den Na- 
men meiner Insel an die Wand. Hier ist 
Ciftehavuzlar’, hier ist Dersim’, dieser Ort 
hinter Gittern ist Ulucanlar‘. 

Ich bin diesen Morgen wieder auf Ent- 
deckung gegangen und finde noch eine un- 
entdeckte Insel. Ich gebe ihr den Namen 
„Der Unsterbliche“. Die Insel der Unsterb- 
lichkeit. Wenn gleich die Höllenwärter 
kommen, um das Wasser zu bringen, wer- 
den sie den regungslosen Körper sehen und 
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dann die Türe aufmachen. „Ihr habt schon 
wieder verloren“, wird ein abgemagerter 
Körper ihnen sagen und sie mit einem 
Lächeln im Gesicht empfangen. Er hat seit 
langem aufgehört zu atmen, an der wand 
werden sie eine eingeritzte Schrift ent- 
decken, den Namen der Hoffnung, und an 
seinen zwei Fingern das Siegeszeichen. 


ei 


Mahir - Mahir Cayn, Studentenführer der 68er 
Studentenbewegung und Gründer der THKP-C 
Ciftehavuzlar - ein Ortsteil von Istanbul, wo Sa- 
bahat Karatas mit weiteren ihrer GenossInnen 
bei einem Feuergefecht mit der Polizei, das fast 
einen Tag dauerte, ums Leben kam. 

Dersim - Ort in Kurdistan 

Ulucanlar - Gefängnis in Ankara, in dem im Ok- 
tober 1999 zehn revolutionäre Gefangene auf 
brutalste Weise vom Staat ermordet wurden. 


N 
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Informationen über das 
Todesfasten von politischen 
Gefangenen und TAYAD (Hilfs- 
verein für Familien und Ån- 
gehörige der Gefangenen und 
Verurteilten in der Türkei) 

(...) 


Ein kurzer und grober Überblick über die 
Geschehnisse seit Beginn des Hungerstreiks 
am 20. Oktober 

e Am 19.-22. Dezember leitete der Staat ei- 
ne Militäroperation auf 20 verschiedene 
Gefängnisse. In diesen Städten wurde der 
Ausnahmezustand verhängt. 8.000 speziell 
ausgebildete Militäreinheiten haben vier 
Tage lang gemordet und gefoltert. Mit Bull- 
dozern und Arbeitsmaschinen wurden die 
Gefängnisgebäude gestürmt. Bilanz dieser 
Militäroperationen war die Ermordung von 
28 politischen Gefangenen und Hunderte 
von Verletzte. Die Überlebenden wurden in 
die Isolationsgefängnisse verlegt. Der Staat 
nannte diese Angriffe „Operation Rückkehr 
zum Leben”. 

e Alle todesfastenden Gefangenen wurden 
gefoltert und zur Zwangsernährung in 
Krankenhäuser gebracht. 

e (Gegen demokratische und linke Vereine 
wurden Anklagen wegen Unterstützung 
des Hungerstreiks erhoben. 

e Fünf weitere Todesfastengruppen traten 
in den Widerstand ein. 

e Die Angehörigen der politischen Gefan- 
genen, TAYAD-Mitglieder, haben zur Un- 
terstützung der Gefangenen und ihrer For- 
derungen auch mit Todesfasten begonnen. 
e Über 200 Haftunfähige wurden für die 
Dauer von 5 Monaten entlassen. Ziel war 
die Beendigung des Widerstandes, keine 
Übernahme der Behandlungskosten und 
Verantwortung der Toten. 

e In vielen Städten haben TAYAD-Mitglie- 
der sog. Widerstandshäuser errichtet, wo sie 
sich am Todesfasten beteiligen. Diese Häu- 
ser wurden oftmals durch die Polizei ge- 
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stürmt. 

e Fortschrittliche Vereine und sozialistische 
Zeitungen wurden gestürmt und die Mitar- 
beiter verhaftet. Der Vorsitzende von 
TAYAD, Tekin Tangün, befindet sich seit 
Wochen in Haft. 

e Bilanz des Kampfes: 72 Tote, über 100 Be- 
hinderte durch Zwangsernährungen, Ver- 
letzte, die bis jetzt nicht behandelt wurden, 
unzählige Festnahmen bei den Demonstra- 
tionen, Anklagen und Verurteilungen we- 
gen „Unterstützung der terroristischen Or- 
ganisationen‘. 


Aktuelle Situation 


Es befinden sich nach Angaben des Justiz- 
ministeriums 173 todesfastende Gefangene 
in den Gefängnissen. Draußen sind 23 Men- 
schen im Todesfasten, davon sind 5TAYAD- 
Mitglieder in verschiedenen Städten. Im Ist- 
anbuler Armenviertel Kücükarmutlu sind 
12 Menschen im Todesfasten. Dieses Ar- 
menviertel wird seit zwei Monaten durch 
Militär und Polizei abgeriegelt. Die An- 
wohner und Besucher werden bedroht und 
willkürlich festgenommen. Mit einem An- 
griffsbefehl der Regierung würde die Mi- 
litäroperation, wie am 19. Dezember, zahl- 
reiche Opfer kosten. Sowohl die Hunger- 
streikenden in Kücükarmutlu wie auch die 
Gefangenen haben immer wieder erklärt, 
dass sie sich bei einem Angriff der Polizei 
verteidigen und sich aus Protest verbren- 
nen. (...) 

Am 15. September haben das Militär und 
Sondereinheiten bei der Beerdigungsfeier 
der zuletzt gestorbenen Todesfastenden er- 
schienene Verwandte und Angehörige mit 
Gasbomben, Tränengas und Panzern ange- 
griffen. 150 Menschen wurden verhaftet, 
unter ihnen viele Verletzte. Danach 
attackierten die Sicherheitskräfte die Be- 
wohner und Hungerstreikende im Viertel. 
Die Bevölkerung errichtete Barrikaden und 
versuchte die Angriffe abzuwehren. Durch 
die entschlossene Haltung der Bewohner 
hat sich die Polizei erstmals zurückgezo- 
gen. 

Aus Protest gegen diese Angriffe haben 
sich an dem Tag drei politische Gefangene 
selbst verbrannt. Ibrahim Erler wurde 
schwerverletzt nach Istanbul eingeliefert, 
wo er seinen Verbrennungen erlag. Nach 
Aussagen der Hungerstreikenden in Kücü- 
karmutlu dauert die Gefahr einer Stürmung 
immer noch an. (...) 

Wir dürfen nicht zulassen, dass Men- 
schen, die gegen das faschistische System 
mit ihrem Leben kämpfen, alleingelassen 
werden! 

Es ist ein Kampf um Menschenrechte und 
um ein menschwürdiges Leben! 

Es ist ein Kampf der Unterdrückten ge- 
gen die Ausbeuter! 


(...) 
TAYAD in der Türkei braucht Ihre Spenden, 
um die politischen Gefangenen materiell zu 
unterstützen. Bitte spendet! 
Stichwort „Delegation“, Konto 181 43, 
Sparkasse Bielefeld, BLZ 480 501 61 
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von Folterfällen 


Wie aus Berichten von Amnesty Inter- 
; national und dem Menschenrechtsver- 
; ein der Türkei IHD hervorgeht, ist Fol- 
; ter in der Türkei nach wie vor weit ver- 
; breitet. Nach dem IHD-Bericht über 
; Menschenrechtsverletzungen im ersten 
: Halbjahr 2001 hat sich die Anzahl von 
: Festnahmen und Folter nach der Fest- 
: nahme im Vergleich zu den ersten sechs 
: Monaten des Vorjahres sogar noch ge- 
: steigert. Auch im Türkei-Bericht von ai 
; wird festgehalten, dass Folter immer 
: noch sehr verbreitet ist. 
In einer Auswertung des Halbjahres- 
. berichts des IHD erklärte der Vereins- 
: vorsitzende Hüsnü Öndül, in den ersten 
; sechs Monaten des Jahres 2000 hätten 
von 15 980 festgenommenen Personen 
_ 263, im ersten Halbjahr 2001 von 21 812 
: Festgenommenen 435 angegeben, sie 
seien gefoltert worden. Öndülteiltewei- 
' terhin mit, nach offiziellen Angaben 
: werde der Jahresdurchschnitt von Fest- 
: nahmen mit rund 300 000 angegeben. 


:  Imersten Halbjahr 1999 seien von den 
- Staatsanwaltschaften der Republik ins- 
` gesamt 372 Jahre und sechs Monate 


- Haftstrafe wegen Gedankenschuld ge- 


: fordert worden. Im gleichen Zeitraum 


: des Jahres 2000 sei die Zahl auf 813 


= Jahre und acht Monate und 2001 auf 
< 3125 Jahre und vier Monate bei 1519 
Angeklagten gestiegen, so Öndül. (...) 
Auch im ai-Bericht über die Lage in 
- der Türkei im ersten Halbjahr 2001 wird 
darauf hingewiesen, dass die Repression 
: gegen MenschenrechtlerInnen gestiegen 
ist, die Beschränkung der Ausdrucks- 
: freiheit anhält und trotz weiter Verbrei- 
: tung von Folter es sehr selten zu Ge- 
; richtsverfahren gegen Folterer kommt. 


Informationsstelle Kurdistan e.V. 


Israel/Palästina 


Kampagne für die 
Freilassung jugendli- 
cher politischer 
Gefangener 


Infolge der zunehmenden Misshandlungen 
und Verletzungen der Menschenrechte von 
palästinensischen jugendlichen politischen 
Gefangenen in Israel/Palästina hat die 
Palästina-Sektion der in der Schweiz an- 
sässigen Menschenrechtsorganisation De- 
fence for Children International (DCI/PS) 
die Kampagne „FREIHEIT JETZT! Kampagne 
für die Freilassung palästinensischen ju- 
gendlichen politischen Gefangne” initiiert. 


Laut DCI/PS gab es schon im Juli 1999 Be- 
weise für zunehmende Verletzung der Rech- 
te von Jugendlichen. Seit dem Ausbruch der 
2.Intifada im September 2000 hat sich die 
Lage der jugendlichen PalästinenserInnen 
noch verschärft. Über ein Fünftel der Fest- 
genommenen im letzten Jahr waren 13 bis 
14 Jahre alt (1999 waren es noch 9,9%). 

Gleichzeitig wurden härtere Haftstrafen 
verhängt. Seit Juli 2001 ist es palästinensi- 
schen Anwälten verboten, bereits verurteil- 
te Jugendlichen zu besuchen. Der normale 
Mandantenbesuch wird außerdem durch die 
Einführung neuer komplizierter und büro- 
kratischer Prozeduren erschwert. Durch die 
Abriegelung der besetzten Gebieten ist die 
Reisemöglichkeit erheblich eingeschränkt. 

„Gegenwärtig werden ca. 160 palästinen- 
sische Kinder von der israelischen Regierung 
als politische Gefangene festgehalten. Fast 
ohne Ausnahme werden diese Kinder 
während der Verhöre gefoltert, ihnen wer- 
den familiäre Besuche verweigert, und sie 
sind unter physisch und psychisch schädli- 
chen Bedingungen inhaftiert.“ 

Wegen ‚Steine Schmeißens’ oder ähnlicher 
Delikte werden die Jugendlichen meistens 
mitten in der Nacht von bewaffneten israe- 
lischen Soldaten abgeholt. An den Händen 
gefesselt und mit verbundenen Augen erlei- 
den sie dann die ersten Misshandlungen, 
„von dem Moment der Verhaftung, bis sie 
ins Gefängnis kommen, werden die Kinder 
überall am Körper geschlagen, besonders auf 
den Kopf und in die Genitalien“. Bis zum 
Prozess vergehen in der Regel mehrere Mo- 
nate. Nachdem das israelische Militär im 
Westjordanland das Militärgesetz anwendet, 
werden ‚Steineschmeißer’ als „Sicherheits- 
fälle“ klassifiziert und vor Militärgerichte 
gestellt. Während israelische Jugendliche ei- 
ne Sonderunterbringung erfahren, inklusi- 
ve schulischer Ausbildung, gilt dies für Palä- 
stinenserInnen aus den besetzten Gebieten 
nicht, sie werden in Militärcamps inhaftiert. 

Die DCI/PS stellte u.a. folgende Mis- 
shandlungen fest: während Verhören sehr 


heißes und/oder kaltes Wasser über den Kopf 
gießen, den Kopf in Toilettenbecken 
drücken; mit gefesselten Armen und Beinen 
schwere Zementblöcke auf den Schultern 
tragen; Isolationshaft; Schlafentzug; die 
Androhung von langen Haftstrafen bzw. die 
Drohung mit der Festnahme von Familien- 
mitglieder und/oder der Vergewaltigung 
weiblicher Familienangehöriger. 

Auch nach einer Verurteilung geht es den 
meisten Gefangene nicht besser. In Juli tra- 
ten die überwiegend 15- bis 16-jährigen Ju- 
gendlichen im Gefängnis Tel Mond, in dem 
die Hälfte aller palästinensischen Jugendli- 
chen ihre Haftstrafen verbüßen, in den Hun- 
gerstreik. Der Auslöser war zwar die Ein- 
stellung von Familienbesuchen infolge der 
Abriegelung der besetzten Gebieten Monat 


Berlin, 13.10., Plakate des AK Nahost, in 
dem jüdische und nichtjüdische Deutsche, 
Israelis und Palästinenserinnen mitarbeiten 


zuvor, die Hauptgründe aber liegen in der 
schlechten medizinischen Versorgung, den 
fehlenden Freizeit- und Bildungsmöglich- 
keiten und der Schikanierungen durch die 
Schließer. Mehrmals wurden die Gefange- 
nen von den Schließern verprügelt und ei- 
nige bis zur Bewusstlosigkeit mit Tränengas 
besprüht. 

Nach einem Besuch in Tel Mond sagte der 
Knessetabgeordnete Zahava Gal-On in sei- 
nem Bericht an den Minister für Sicherheit: 
„Dies ist ein in drei Abteilungen unterteil- 
tes altes Gebäude mit kleinen, übelriechen- 
den, dunklen Zellen. Es gibt keine Schrän- 
ke, keine Belüftung, schwache Beleuchtung 
und erbärmliche sanitäre Bedingungen. Die 
Häftlinge schlafen auf nassen Matratzen auf 
dem Fußboden. Da es keine Tische gibt, es- 
sen sie auf dem Fußboden, und Krümel ge- 
langen zwischen die Bettdecken, Schuhe, 
Matratzen und Kleidungen.“ Die Bedingun- 
gen im Tel Mond „sind menschenunwürdig, 
verletzen die Menschenrechte der Häftlinge 
und sind gesetzeswidrig. Das Lager muss so- 
fort geschlossen und renoviert werden.“ 

Unterzeichnet die Petition an die Men- 
schenrechtskommission der Vereinten Na- 
tionen für die Freilassung der palästinensi- 
schen jugendlichen politischen Gefangene: 


www.PetitionOnline.com/deips/petition.ht 
ml 

www.dci-pal.org 

www.addameer.org/ 


Frauen im Hunger- 
streik 


Laut Addameer, der palästinensischen Ge- 
fangenen- und Menschenrechtsorganisation, 
waren im April diesen Jahres fast 2.000 Palä- 
stinenserlnnen und AraberInnen in israeli- 
schen Gefängnissen und Internierung- 
scamps. „Seit September 2.000, dem Beginn 
der sog. Al-Agsa-Intifada, haben die Men- 
schenrechtsverletzungen zugenommen und 
in Israel und den besetzten palästinensischen 
Gebieten eine noch nie da gewesene Schärfe 
erreicht.“ 

Obwohl das israelische Oberste Gericht am 
6.September 1999 die Anwendung von Fol- 
ter verbot, wird sie trotzdem nach wie vor 
praktiziert, u.a. durch Schlafentzug, Fesse- 
lung, Ersticken und physische Misshandlung. 

Seit über vier Monaten sind die politischen 
Gefangenen im Frauengefängnis Neve Tirtza 
einer zunehmenden Repression ausgesetzt. 
Die Frauen wurden mehrmals von weiblichen 
und männlichen Schließern wie auch von Po- 
lizeirollkommandos überfallen und brutal 
zusammengeschlagen, die Umschlusszeit 
wurde reduziert, und sie wurden sexuell belä- 
stigt. Alle Versuche der Frauen, mit der Ge- 
fängnisleitung zu sprechen, wurden abge- 
wiesen. 

Nach den Angriffen auf das WTC-Gebäu- 
de und das Pentagon am 11. September durf- 
ten die Frauen zu Mahlzeiten nur noch je- 
weils zu zweit aus der Zelle, um das Essen zu 
holen. Zwei Tage später, nachdem einige 
Frauen sich weigerten, beim Zählappell zu 
stehen, wurden alle, Maha Al-Ok (22), Abeer 
Amer (21), Suad Ghazal (18), Wijdan Buji (22) 
und die vierzehnjährige Rab’a Hamael, in Iso- 
lationszellen gesteckt. Amna Muna, Gefan- 
genensprecherin, wurde in einen anderen 
Trakt verlegt. 

Am gleichen Abend kamen SchließerInnen 
und Polizei in die Isolationszellen und schlu- 
gen die Frauen zusammen, anschließend fes- 
selten sie sie mit ausgestreckten Armen und 
Beinen am Bett, so dass ihre Hände und Füße 
blau anliefen. Wijdan und Suad banden sie 
ihre Schleier ums Gesicht, um ihnen das At- 
men zu erschweren. Erst nach zwei Stunden 
wurden die Fesseln gelockert, die Frauen blie- 
ben aber bis zum nächsten Morgen gefesselt. 

In einer eidesstattlichen Erklärung be- 
schreibt Amna ihre Qual: „... sie verbrachten 
die 2 kriminellen Gefangenen, die nebenan 
waren, in andere Zellen und ließen mich im 
Trakt alleine. Die kriminellen Gefangenen 
wurden verlegt, so dass sie nicht sehen konn- 
ten, wie mich die Polizei schlug. Ich hörte 
beiläufig, wie Miri Weizman dies erklärte. 
Dann kamen Dutzende von vollbewaffneten 
Schließern aus Ayalaon und Neve Tirtza - wie 


15 


Traktleiter Yehudit Bafley, die Sicherheit- 
schefin Miri Weitzman, die Gefängnisleitung 
Ofer Malka, Limor und andere - durch die Tür. 
Sie griffen mich mit ihren Schutzschilden an. 

Ich versuchte mich zu schützen. Im näch- 
sten Moment fand ich mich, den Kopf schüt- 
zend, auf dem Boden - drei Männer schlugen 
mich auf den Kopf und am ganzen Körper. 
Sie sprühten mir Gas ins Gesicht. Ich dachte, 
ich würde sterben. Miri Weitzman hat es ge- 
sprüht. Ich konnte nicht atmen und schreien. 
Einer der Polizisten fing an, auf meine Hand 
zu stampfen, und ich blutete und bat ihn auf- 
zuhören. Sie drückten mein Gesicht auf den 
Boden und schlugen mich weiter. Dann 
schleiften sie mich an Armen und Beinen in 
einen anderen Raum. Mein Kopf schlug ge- 
gen den Fußboden. Meine Hand blutete. Dann 
besprühte mich Miri noch mal. Ich dachte, 
ich würde sterben. 

Dann legten sie mich aufs Bett, während 
sie mich die ganze Zeit über schlugen, hiel- 
ten sie meinen Kopf so, dass sie mich dabei 
fast erwürgten, und fesselten mich an den 
Händen and Beinen ans Bett. Ich hörte wie 
ein Beamter sagte, ‘es ist nicht notwendig, sie 
so sehr zu schlagen - genug! Die Kunststoff- 
schellen waren so eng und es war eine er- 
niedrigende Position. Yehudit Bafley be- 
merkte meine blutende Hand und schlug 
drauf. Ich schrie vor Schmerzen. Die Sanitä- 
terin sagte den Schließern, dass ich blutete 
und sie mich behandeln muss. Miri Weitz- 
man mahnte sie an zu berichten, dass ich 
mich an dem kaputt gegangenen Stuhl ver- 
letzt hätte, um sie zu decken. Die Prügel dau- 
erten 20 Minuten ... Danach kehrten die Sa- 
nitäterin und ein Beamter zurück und die Sa- 
nitäterin sagte ihm, dass ich mich am Stuhl 
verletzt hätte. Ich sagte ihr, sie sei nicht da- 
bei gewesen und wüsste es nicht. Die Sa- 
nitäterin verarztete mich nicht ... Ich habe 
Angst um mein Leben. Nach dem, was sie mir 
angetan haben, ist es klar, dass sie was mit 
mir vorhaben. Ich habe lange versucht zu ko- 
operieren, um die Bedingungen zu verbes- 
sern. Sie respektieren uns immer noch nicht.“ 

Amne Muna wurde ins Gefängnis Abu Ka- 
bir verlegt und unter Isolationshaft gestellt. 
Seit dem 1.Oktober befinden sich die Frauen 
in Neve Tirza in einem Hungerstreik. Sie for- 
dern die Rückverlegung von Amne. 
Coalition for Palestinian Political Prisoners: 
Jreepalestinianprisoners@yahoo.com 


Leonard Peltier 


Bis die Freiheit erkämpft ist 


Anstatt des befürchteten Rückgangs der ak- 
tiven UnterstützerInnen nach der Weigerung 
Clintons Anfang des Jahres, Leonard zu be- 
gnadigen, hat sich der aktive Kreis um das 
Leonard-Peltier-Unterstützungskomitee 
vergrößert. Am 12.Oktober, dem Tag, an dem 
Amerika Kolumbus entdeckte, wurde die 
neue Strategie der Kampagne für die Frei- 
lassung von Leonard Peltier (LPDC) bekannt 
gegeben. Die Hauptstoßrichtung wird der ju- 
ristische Kampf sein, begleitet von verstärk- 
ter Mobilisierung und einer Medienkampa- 
gne. Es wird eine zivilrechtliche Klage gegen 
das FBI und die Bundesanwälte angestrebt. 


In den vergangenen Jahren hetzte das FBI 


mit falschen und übertriebenen Behauptun- 
gen Öffentlich gegen Leonard und beein- 
flusste damit die Entscheidungen der Straf- 
aussetzungskommission wie auch von Clin- 
ton. Sollte die Klage Erfolg haben, werden 
FBI und Bundesstaatsanwälte gezwungen, 
dies in Zukunft zu unterlassen. Außerdem er- 
hofft sich das LPDC, neue Beweise ans Ta- 
geslicht zu fördern und die Frage der Glaub- 
würdigkeit des FBI öffentlich zu thematisie- 
ren. Zweitens wird ein Antrag auf Einsicht 
in über 6.000 aus Gründen der „nationalen 
Sicherheit“ noch nicht freigegebenen FBI- 
Dokumente gestellt. Drittens wird Berufung 
gegen die Verurteilung zu zwei lebensläng- 
lichen Haftstrafen eingelegt, die hinterein- 
ander zu verbüßen sind. Wird das Strafmaß 
auf zwei gleichzeitig beginnende Strafen re- 
duziert, müsste Leonard freigelassen werden. 


Erklärung Leonard Peltiers 


October 12 
Brüder, Schwestern, FreundInnen und Un- 
terstützerlnnen, 

heute vor 509 Jahren landete Kolumbus 
an der Küste der Turtle Insel, wo er das er- 
ste Mal Anspruch auf das geliebte Land un- 
serer Vorfahren erhob. Obwohl Kolumbus 
seitlangem verstorben ist, setztsich das von 
ihm begonnene Vermächtnis der Unge- 
rechtigkeit fort. Ob es die Zwangsumsied- 
lung der Dinee bei Big Mountain, die Ver- 
folgung indigener Völker überall in Lat- 
einamerika, die Kämpfe um Fischereirech- 
te in Kanada oder die Lagerung toxischer 
Abfälle auf Reservationen ist, die Ent- 
menschlichung indigener Völker wird übe- 
rall in den Amerika betrieben. Wie der 
Kampfgeist der Großmütter von Big Mo- 
untain, der Mi’Kmags der Burnt Church 
oder der Zapatistas in Chiapas zeigt, ist auch 
der indigene Widerstand lebendig. Dieser 
Geist des Widerstandes inspiriert mich, wei- 
ter für meine eigene Freiheit nach 25 Jah- 
ren ungerechter Inhaftierung zu kämpfen. 

u 

Trotz der schwierigen Zeiten, in der wir 
leben, und trotz der abgelehnten Begnadi- 
gung dieses Jahr fühle ich mich gesegnet. 
Ich muss zugeben, dass ich Angst hatte, ver- 
gessen zu werden, nachdem ich keine Be- 
gnadigung bekam. Aber anstatt alleine da- 
zustehen, bin ich von mehr mitfühlenden 
und talentierten Menschen umgeben, als je 
Zuvor. 

(...) 

Obwohl das Gefängnisleben mit zuneh- 
mendem Alter immer schwieriger wird, 
bleibt mein Geist ungebrochen, und ich 
träume noch immer davon, zu meinem Volk 
zurückzukehren und unsere Arbeit für 
Menschenrechte und Gerechtigkeit fortzu- 
setzen. 

In the Spirit of Crazy Horse, 
Leonard Peltier 


www.freepeltier.org 


In eigener Sache: Diese Ausgabe erscheint aus Urlaubsgründen als 
Doppelnummer. Die nächste Ausgabe ist Nr. 253. Da wir vor eini- 
ger Zeit zweimal aus dem Vier-Wochen-Rhythmus gekommen wa- 


Das Angehörigen Info erscheint vierwöchentlich bei 
GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und 
Nachrichtenverbreitung, Verlagsgesellschaft in 
Schleswig-Holstein / Hamburg m. b. H., Neuer 
Kamp 25, 20359 Hamburg. V.i.S.d.P. : Christiane 
Schneider. Redaktionsanschrift u. Bestellungen : 
GNN-Verlag, Neuer Kamp 25, 20359 HH, Tel.: 
(040)43188820, Fax: (040) 43188821, E-Mail: 
gnn-hhsh@hansenet.de Herausgeber : Angehörige 
und FreundInnen politischer Gefangener in der BRD, 
Postfach 1205, 55002 Mainz, Fax: (0 61 31) 60 42 


16 


E-Mail: gnn-hhsh@hansenet.de 


32. - Einzelpreis : 3,00 DM. Ein Halbjahresabonne- 
ment kostet 27,00 DM (Förderabonnement 30,00 
DM), Buchläden, Infoläden und sonstige Weiterver- 
käufer erhalten bei Bestellung ab 3 Stück 30 % Ra- 
batt, ab 50 Stück das Heft zu 1,90 DM. Bei Bestel- 


lungen bitte Einzugsvollmacht beifügen oder Über- 
weisung auf das folgende Verlagskonto : Hamburger 
Sparkasse, BLZ 200 505 50, Konto-Nr. 1269/122 311. 
Herstellung und Drucklegung : GNN Gesellschaft für 
Nachrichtenerfassung und Nachrichtenverbreitung, 
Verlagsgesellschaft in Schleswig-Holstein / Hamburg 


ren, wollen wir nun versuchen, wieder reinzukommen. Die Nr. 253 
erscheint am 23. November, also in 5 Wochen {nicht in 8). 
Danke für Euer/Ihr Verständnis. 


Der Verlag 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigen- 
tumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum des 
Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung 
im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefan- 
genen nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Ab- 
sender mit dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzuschicken. Spendenkonto der Angehörigen: 
Sonderkonto Kiener, Landesbank Baden-Württem- 
berg, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 54 54194. Redak- 
tionsschluss für Nr. 253: So, 18.11.2001 


